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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

SIEBTE RICHTLINIE 94/21/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

vom 30. Mai 1994

zur Regelung der Sommerzeit

und nicht, wie nach der früheren Regelung, Ende Septem­
ber.

Es ist daher angebracht, das Ende der Sommerzeit künftig
auf Ende Oktober festzulegen. Aus technischen Gründen
im Zusammenhang mit der Anpassungsphase für einige
Verkehrssektoren sollte die Sommerzeit im Jahr 1995
jedoch wie bisher Ende September enden .

Für 1995 ist in Irland und im Vereinigten Königreich ein
anderes Datum für das Ende der Sommerzeit beizubehal­
ten.

Nach Artikel 4 der Sechsten Richtlinie beschließt der Rat
vor dem 1 . Januar 1994 auf Vorschlag der Kommission
die ab 1995 anzuwendende Regelung.

Aus geographischen Gründen sollte die einheitliche Rege­
lung der Sommerzeit nicht für die überseeischen Gebiete
der Mitgliedstaaten gelten .

Es erscheint zweckmäßig, die Sommerzeitregelung zu
überprüfen; daher sollte die Regelung lediglich für die
Jahre 1995, 1996 und 1997 getroffen werden —

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER
EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 100a,

auf Vorschlag der Kommission (*),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus­
schusses ( 2 ),

gemäß dem Verfahren des Artikels 189b des Vertra­
ges ( 3 ),

in Erwägung nachstehender Gründe:

Mit der Sechsten Richtlinie 92/20/EWG des Rates vom
26 . März 1992 zur Regelung der Sommerzeit (4 ) sind für
die Jahre 1993 und 1994 Tag und Uhrzeit für den Beginn
der Sommerzeit in der gesamten Gemeinschaft einheitlich
festgelegt worden . Für das Ende der Sommerzeit der
genannten Jahre wurden für die Mitgliedstaaten ohne
Irland und das Vereinigte Königreich einerseits und für
Irland und das Vereinigte Königreich andererseits zwei
verschiedene Daten festgelegt.

Da die Mitgliedstaaten die Sommerzeit eingeführt haben,
ist es für das Funktionieren des Binnenmarktes von
Bedeutung, daß ab 1995 in der gesamten Gemeinschaft
Tag und Uhrzeit des Beginns und des Endes der Sommer­
zeit einheitlich festgelegt werden.

Im Hinblick auf das Subsidiaritätsprinzip ist eine Maß­
nahme auf Gemeinschaftsebene erforderlich, um durch
die vollständige Angleichung der Sommerzeitregelung
Verkehr und Kommunikation zu erleichtern und die
diesbezüglichen Kosten zu senken.

Der geeignetste Zeitpunkt für das Ende der Sommerzeit
ist nach Auffassung der Mitgliedstaaten Ende Oktober

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

„Sommerzeit " im Sinne dieser Richtlinie ist die Zeit des
Jahres , in der die Uhr gegenüber der Uhrzeit während der
übrigen Zeit des Jahres um sechzig Minuten vorgestellt
wird .

O ABl . Nr . C 278 vom 16 . 10 . 1993, S. 13 .
( 2 ) ABl . Nr . C 34 vom 2 . 2 . 1994 , S. 21 .
( 3 ) Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 17. Dezem­

ber 1993 (ABl . Nr. C 20 vom 24 . 1 . 1994). Gemeinsamer
Standpunkt des Rates vom 4. März 1994 (ABl . Nr. C 137
vom 19 . 5 . 1994, S. 38 ) und Beschluß des Europäischen
Parlaments vom 22 . April 1994 (ABl . Nr . C 128 vom 9 . 5 .
1994 ).

Artikel 2

In allen Mitgliedstaaten beginnt die Sommerzeit in den
Jahren 1995 , 1996 und 1997 am letzten Sonntag im
März um 1 Uhr morgens Weltzeit, und zwar(4 ) ABl . Nr. L 89 vom 4. 4 . 1992 , S. 28 .
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— 1995 : am 26 . März ,

— 1996 : am 31 . März,

— 1997: am 30. März .

Artikel 5

Diese Richtlinie gilt nicht für die überseeischen Gebiete
der Mitgliedstaaten .

Artikel 6

Die Mitgliedstaaten setzen spätestens am 31 . Dezember
1994 die Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft,
die erforderlich sind, um dieser Richtlinie nachzukom­
men. Sie setzen die Kommission unverzüglich davon in
Kenntnis.

Wenn die Mitgliedstaaten Vorschriften nach Absatz 1
erlassen, nehmen sie in den Vorschriften selbst oder
durch einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung
auf diese Richtlinie Bezug . Die Mitgliedstaaten regeln die
Einzelheiten dieser Bezugnahme.

Artikel 7

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Artikel 3

( 1 ) In allen Mitgliedstaaten endet die Sommerzeit im
Jahr 1995 am letzten Sonntag im September und in den
Jahren 1996 und 1997 am letzten Sonntag im Oktober,
jeweils um 1 Uhr morgens Weltzeit , und zwar

— 1995 : am 24. September,

— 1996 : am 27. Oktober,

— 1997: am 26 . Oktober.

(2 ) In Irland und im Vereinigten Königreich endet die
Sommerzeit jedoch im Jahr 1995 am vierten Sonntag im
Oktober, d . h . am 22. Oktober, um 1 Uhr morgens
Weltzeit .

Geschehen zu Brüssel am 30. Mai 1994 .

Im Namen des Im Namen des Rates
Europäischen Parlaments

Der Präsident Der Präsident

E. KLEPSCH C. SIMITIS

Artikel 4

Auf einen Vorschlag, den die Kommission vor dem 1 . Ja­
nuar 1996 unterbreitet, wird vor dem 1 . Januar 1997 die
ab 1998 anzuwendende Regelung angenommen.
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RICHTLINIE 94/22/EG DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

vom 30. Mai 1994

über die Erteilung und Nutzung von Genehmigungen zur Prospektion, Exploration und
Gewinnung von Kohlenwasserstoffen .

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT
DER EUROPÄISCHEN UNION -

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 57 Absatz 2
Sätze 1 und 3 , Artikel 66 und Artikel 100a,

auf Vorschlag der Kommission ( l ),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus­
schusses ( 2 ),

gemäß dem Verfahren des Artikels 189b des Vertra­
ges ( 3 ),

in Erwägung nachstehender Gründe :

Der Binnenmarkt umfaßt einen Raum ohne Binnengren­
zen , in dem der freie Verkehr von Waren, Personen,
Dienstleistungen und Kapital gewährleistet ist . Es müssen
die erforderlichen Maßnahmen für sein Funktionieren
getroffen werden.

In seiner Entschließung vom 16. September 1986 (4 ) hat
der Rat als ein Ziel der Energiepolitik der Gemeinschaft
und der Mitgliedstaaten die bessere Integration des von
Handelshemmnissen befreiten Binnenmarktes für Energie
bezeichnet, die dazu beitragen soll , die Versorgungs­
sicherheit zu erhöhen, die Kosten zu verringern und die
wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit zu steigern.

Für ihre Versorgung mit Kohlenwasserstoffen ist die
Gemeinschaft weitgehend auf Einfuhren angewiesen . Es
ist daher ratsam, die bestmögliche Prospektion, Explora­
tion und Gewinnung der in der Gemeinschaft befind­
lichen Ressourcen zu fördern .

Die Mitgliedstaaten üben über die Kohlenwasserstoff­
ressourcen in ihren Hoheitsgebieten Hoheitsgewalt und
Hoheitsrechte aus .

Die Gemeinschaft ist Vertragspartei des Seerechtsüberein­
kommens der Vereinten Nationen.

Es müssen Schritte unternommen werden, um einen
nichtdiskriminierenden Zugang zu Tätigkeiten im Zusam­
menhang mit der Prospektion, Exploration und Gewin­
nung von Kohlenwasserstoffen sowie die Ausübung dieser
Tätigkeiten unter Bedingungen zu gewährleisten, die den
Wettbewerb in diesem Bereich anregen, und um damit die

bestmögliche Prospektion, Exploration und Gewinnung
der Ressourcen in den Mitgliedstaaten sowie die weitere
Integration des Binnenmarktes für Energie zu fördern .

Hierzu müssen gemeinsame Regeln aufgestellt werden, die
gewährleisten, daß die Verfahren zur Erteilung von
Genehmigungen für die Prospektion, Exploration und
Gewinnung von Kohlenwasserstoffen allen Unternehmen
offenstehen, die über die erforderlichen Fähigkeiten verfü­
gen. Die Genehmigungen müssen auf der Grundlage
objektiver und veröffentlichter Kriterien erteilt werden.
Die Bedingungen, unter denen die Genehmigungen erteilt
werden, müssen allen am Verfahren beteiligten Unterneh­
men im voraus bekannt sein .

Die Mitgliedstaaten müssen auch weiterhin das Recht
haben, den Zugang zu diesen Tätigkeiten und deren
Ausübung aus Gründen des Gemeinwohls zu beschränken
und an das Erbringen einer Gegenleistung finanzieller Art
oder in Form von Kohlenwasserstoffen zu koppeln,
wobei die Einzelheiten dieser Gegenleistung so geregelt
sein müssen, daß dadurch nicht in die Tätigkeit des
Unternehmens eingegriffen wird . Von diesem Recht darf
nur in nichtdiskriminierender Weise Gebrauch gemacht
werden . Es müssen Schritte unternommen werden, damit
den Unternehmen — mit Ausnahme der an die Inan­
spruchnahme dieses Rechts geknüpften Bedingungen und
Verpflichtungen — keine weiteren Bedingungen und Ver­
pflichtungen auferlegt werden, die nicht durch die Not­
wendigkeit der ordnungsgemäßen Ausübung dieser Tätig­
keit gerechtfertigt sind . Die Überwachung der Tätigkeiten
der Unternehmen muß sich auf das zur Sicherstellung der
Einhaltung dieser Verpflichtungen und Bedingungen not­
wendige Maß beschränken .

Die Größe der Gebiete , für die eine Genehmigung gilt,
muß begrenzt und die Genehmigungen müssen befristet
sein, um zu verhindern, daß einem Unternehmen das
ausschließliche Recht für ein Gebiet erteilt wird , in dem
die Prospektion, Exploration und Gewinnung von Koh­
lenwasserstoffen effizienter durch mehrere Unternehmen
erfolgen könnte.

Die Unternehmen der Mitgliedstaaten sollten in Drittlän­
dern eine vergleichbare Behandlung erfahren, wie sie
Unternehmen aus den betreffenden Drittländern in der
Gemeinschaft aufgrund dieser Richtlinie zuteil wird . Ein
Verfahren zur Erreichung dieses Ziels ist vorzusehen .

Diese Richtlinie sollte für Genehmigungen gelten, die
nach dem Zeitpunkt erteilt werden, bis zu dem die
Mitgliedstaaten die erforderlichen Rechts- und Verwal­
tungsvorschriften in Kraft setzen müssen, um dieser
Richtlinie nachzukommen.

Die Richtlinie 90/53 1 /EWG vom 17. September 1990
betreffend die Auftragsvergabe durch Auftraggeber im

O ABl . Nr. C 139 vom 2 . 6 . 1992, S. 12 .
( z) ABl . Nr. C 19 vom 25 . 1 . 1993 , S. 128 .
( 3 ) Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 18 . No­

vember 1992 (ABl . Nr . C 337 vom 21 . 12 . 1992, S. 145 ).
Gemeinsamer Standpunkt des Rates vom 22. Dezember 1993
(ABl . Nr. C 101 vom 9 . 4. 1994, S. 14 ) und Beschluß des
Europäischen Parlaments vom 9 . März 1994 (ABl . Nr . C 91
vom 28 . 3 . 1994 ).

(4 ) ABl . Nr. C 241 vom 25 . 9. 1986, S. 1 .
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4 . „Öffentliches Unternehmen": das in Artikel 1 Num­
mer 2 der Richtlinie 90/53 1 /EWG definierte öffentli­
che Unternehmen.

Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung
sowie im Telekommunikationssektor ( ! ) und die Richt­
linie 93/38/EWG vom 14. Juni 1993 zur Koordinierung
der Auftragsvergabe durch Auftraggeber im Bereich der
Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie im Tele­
kommunikationssektor ( 2 ) sind in bezug auf die Vergabe
von Liefer-, Bau* und Dienstleistungsaufträgen auf die
Unternehmen des Sektors anzuwenden. Die in Artikel 3
der Richtlinie 90/531/EWG vorgesehene Anwendung der
Alternativregelung setzt insbesondere voraus, daß in dem
Mitgliedstaat, der die Anwendung dieser Regelung bean­
tragt, die Erteilung von Genehmigungen auf nichtdiskri­
minierende und transparente Weise erfolgt. Diese Bedin­
gung wird von einem Mitgliedstaat erfüllt, sobald und
solange er den Verpflichtungen aus dieser Richtlinie nach­
kommt. Infolgedessen muß die Richtlinie 90/531/EWG
geändert werden .

Gemäß Artikel 36 der Richtlinie 90/531/EWG wird bin­
nen vier Jahren eine Überprüfung des Anwendungsbe­
reichs dieser Richtlinie unter besonderer Berücksichtigung
der bei der Öffnung der Beschaffungsmärkte und des
Wettbewerbs erzielten Fortschritte durchgeführt. Diese
Überprüfung des Anwendungsbereichs schließt die Explo­
ration und die Gewinnung von Kohlenwasserstoffen ein .

Dänemark ist in einer besonderen Lage, da es verpflichtet
ist, Verhandlungen über eine mögliche Fortsetzung der
Tätigkeiten nach Ablauf der am 8 . Juli 1962 erteilten
Konzession in bezug auf die Gebiete zu führen, die am
8 . Juli 2012 zurückzugeben sind ; Dänemark wird daher
eine Ausnahmeregelung in bezug auf diese Gebiete
gewährt —

Artikel 2

( 1 ) Die Mitgliedstaaten behalten das Recht, innerhalb
ihres Hoheitsgebiets zu bestimmen, welche Gebiete für
die Prospektion, die Exploration und die Gewinnung von
Kohlenwasserstoffen zur Verfügung gestellt werden.

(2 ) Wird ein Gebiet für die in Absatz 1 genannten
Tätigkeiten zur Verfügung gestellt, so stellen die Mitglied­
staaten sicher, daß es beim Zugang zu diesen Tätigkeiten
und bei ihrer Ausübung keine Diskriminierung zwischen
den Unternehmen gibt .

Aus Gründen der nationalen Sicherheit können die Mit­
gliedstaaten jedoch Unternehmen, die durch ein Drittland
oder durch Staatsangehörige eines Drittlandes effektiv
kontrolliert werden, den Zugang zu diesen Tätigkeiten
und deren Ausübung versagen .

Artikel 3

( 1 ) Die Mitgliedstaaten ergreifen die erforderlichen
Maßnahmen, um zu gewährleisten, daß die Genehmigun­
gen nach einem Verfahren gemäß Absatz 2 oder 3 erteilt
werden, bei dem alle interessierten Unternehmen einen
Antrag stellen können.

(2 ) Die Einleitung dieses Verfahrens erfolgt

a ) entweder auf Veranlassung der zuständigen Behörden
durch eine Bekanntmachung, in der zur Antragstel­
lung aufgefordert wird und die spätestens 90 Tage
vor Ablauf der Antragsfrist im Amtsblatt der Euro­
päischen Gemeinschaften zu veröffentlichen ist,

b ) oder unbeschadet des Artikels 2 Absatz 1 durch eine
Bekanntmachung, in der zur Antragstellung aufgefor­
dert wird , die nach Einreichung eines Antrags durch
ein Unternehmen im Amtsblatt der Europäischen
Gemeinschaften zu veröffentlichen ist. Andere interes­
sierte Unternehmen erhalten ab dieser Veröffent­
lichung eine Frist von mindestens 90 Tagen, um
ebenfalls einen Antrag zu stellen.

Die Bekanntmachungen nennen die Art der Genehmigung
und das (die ) geographische(n ) Gebiet(e), das (die ) ganz
oder teilweise Antragsgegenstand ist (sind ) bzw. sein
kann (können), sowie den Zeitpunkt bzw. die Frist,
der/die für die Erteilung der Genehmigung vorgesehen
ist .

Werden Anträge von Unternehmen bevorzugt, die ein­
zelne natürliche oder juristische Personen sind , so ist dies
in der Bekanntmachung zu erwähnen.

( 3 ) Die Mitgliedstaaten können ohne Einleitung des
Verfahrens nach Absatz 2 Genehmigungen erteilen, wenn
das Gebiet, für das die Genehmigung beantragt wird,

a ) ständig verfügbar ist oder

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Im Sinne dieser Richtlinie bedeuten die Begriffe :

1 . „zuständige Behörden": die in Artikel 1 Nummer 1
der Richtlinie 90/531/EWG definierten staatlichen
Behörden, die für die Erteilung einer Genehmigung
und/oder die Überwachung ihrer Nutzung zuständig
sind;

2. „Unternehmen": jede natürliche oder juristische Per­
son oder Vereinigung solcher Personen, die eine
Genehmigung beantragt, beantragen kann oder
besitzt ;

3 . „Genehmigung": alle Rechts-, Verwaltungs- oder Ver­
tragsvorschriften oder alle gemäß diesen Vorschriften
erlassenen Akte, mit denen die zuständigen Behörden
eines Mitgliedstaats einem Unternehmen das aus­
schließliche Recht einräumen, auf eigene Rechnung
und Gefahr in einem geographischen Gebiet der Pro­
spektion, Exploration oder Gewinnung von Kohlen­
wasserstoffen nachzugehen. Eine Genehmigung kann
sich auf eine oder mehrere dieser Tätigkeiten erstrek­
ken;

(') ABl . Nr . L 297 vom 29 . 10. 1990 , S. 1 .
( 2 ) ABl . Nr . L 199 vom 9 . 8 . 1993 , S. 84 .
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Artikel 4

Die Mitgliedstaaten ergreifen die erforderlichen Maßnah­
men, um zu gewährleisten, daß

a ) die Fläche der geographischen Gebiete , deren Abgren­
zung nicht in Übereinstimmung mit der bestehenden
geodätischen Gliederung des Raumes erfolgt, nicht
größer bemessen wird , als dies für die aus technischer
und wirtschaftlicher Sicht bestmögliche Ausübung der
Tätigkeiten gerechtfertigt ist . Werden die Genehmi­
gungen nach den Verfahren gemäß Artikel 3 Absatz 2
erteilt, so werden zu diesem Zweck objektive Krite­
rien aufgestellt und den Unternehmen vor der Antrag­
stellung zugänglich gemacht;

b ) die Geltungsdauer der Genehmigung nicht länger
bemessen ist, als dies für die Ausübung der Tätigkei­
ten, für die Genehmigung erteilt wird, erforderlich ist .
Die zuständigen Behörden können die Genehmigung
jedoch verlängern, wenn deren Geltungsdauer nicht
zum Abschluß der betreffenden Tätigkeit ausreicht
und die Tätigkeit im Einklang mit der Genehmigung
ausgeübt worden ist;

c ) Unternehmen für das geographische Gebiet, für das
ihnen die Genehmigung erteilt wurde, nur so lange
ausschließliche Rechte innehaben, als dies für die
ordnungsgemäße Durchführung der Tätigkeiten erfor­
derlich ist .

b ) bereits Gegenstand eines früheren Verfahrens nach
Absatz 2 war, das aber nicht nur Erteilung einer
Genehmigung führte, oder

c ) von einem Unternehmen aufgegeben worden ist und
nicht automatisch zu einem Gebiet gemäß Buch­
stabe a ) wird .

Die Mitgliedstaaten, die diesen Absatz anwenden möch­
ten, tragen dafür Sorge, daß innerhalb von drei Monaten
nach Annahme dieser Richtlinie bzw. unverzüglich, falls
sie entsprechende Verfahren noch nicht eingeführt haben,
im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften eine
Bekanntmachung veröffentlicht wird, aus der hervorgeht,
welche Gebiete ihres Hoheitsgebiets im Sinne dieses
Absatzes verfügbar sind und wo entsprechende ausführli­
che Auskünfte eingeholt werden können. Jede wesentliche
Änderung in bezug auf diese Auskünfte ist in einer
weiteren Bekanntmachung anzugeben. Ein gemäß diesem
Absatz gestellter Antrag auf Genehmigung kann jedoch
erst nach Veröffentlichung der entsprechenden Bekannt­
machung geprüft werden.

(4 ) Die Mitgliedstaaten können beschließen, Absatz 1
nicht anzuwenden, falls und insoweit geologische oder
gewinnungstechnische Erwägungen es rechtfertigen, daß
die Genehmigung für ein Gebiet dem Inhaber einer
Genehmigung für ein angrenzendes Gebiet erteilt wird .
Der betreffende Mitgliedstaat stellt sicher, daß die Inha­
ber von Genehmigungen für andere angrenzende Gebiete
die Möglichkeit erhalten, in einem solchen Falle Anträge
einzureichen, und ihnen hierfür eine ausreichende Frist
eingeräumt wird .

(5 ) Nicht als Erteilung einer Genehmigung im Sinne
von Absatz 1 sind anzusehen:

a ) die Erteilung einer Genehmigung lediglich aufgrund
einer Änderung des Namens oder der Zusammenset­
zung eines Unternehmens, dem bereits eine Genehmi­
gung erteilt wurde, oder aufgrund einer Änderung der
Eigentumsverhältnisse bei einem solchen Unterneh­
men oder der Übertragung einer Genehmigung;

b ) die Erteilung einer Genehmigung an ein Unternehmen,
das im Besitz einer anderen Form der Genehmigung
ist, wenn der Besitz dieser Genehmigung ein Anrecht
auf Erteilung der erstgenannten Genehmigung ein­
schließt;

c ) die von den zuständigen Behörden im Rahmen einer
Genehmigung getroffene Entscheidung über die Auf­
nahme, Unterbrechung, Verlängerung oder Einstel­
lung der Tätigkeiten oder über die Verlängerung der
Genehmigung selbst, wobei es ohne Belang ist, ob die
Genehmigung vor dem in Artikel 14 festgelegten
Termin erteilt wurde oder nicht.

( 6 ) Unbeschadet der Einleitung der Verfahren gemäß
Absatz 2 behalten die Mitgliedstaaten das Recht, die
Erteilung von Genehmigungen zu verweigern, wobei
gewährleistet sein muß, daß die Wahrnehmung dieses
Rechts nicht zu einer Diskriminierung von Unternehmen
führt.

Artikel 5

Die Mitgliedstaaten ergreifen die erforderlichen Maßnah­
men, um zu gewährleisten, daß

1 . die Genehmigungen auf jeden Fall anhand folgender
Kriterien erteilt werden:

a ) der technischen und finanziellen Leistungsfähig­
keit der Unternehmen und

b) der Art und Weise, in der die Unternehmen die
Prospektion, Exploration und/oder Gewinnung in
dem betreffenden geographischen Gebiet vorneh­
men wollen,-

sowie gegebenenfalls

c) dem Preis, den ein Unternehmen für die Genehmi­
gung zu zahlen bereit ist , falls diese zum Kauf
angeboten wird,

d ) für den Fall, daß nach einer Auswertung anhand
der Kriterien unter den Buchstaben a ), b ) und
gegebenenfalls Buchstabe c) zwei oder mehrere
Anträge in gleicher Weise in Betracht kommen,
anderen relevanten objektiven und nichtdiskrimi­
nierenden Kriterien, um über diese Anträge
abschließend entscheiden zu können.

Bei der Entscheidung über die Anträge können die
zuständigen Behörden auch mangelnde Leistungs­
fähigkeit und mangelndes Verantwortungsbewußtsein
berücksichtigen, die bei den Antragstellern im Rah­
men früherer Genehmigungen zutage getreten sind .
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Bestimmen die zuständigen Behörden die Zusammen­
setzung eines Unternehmens, dem sie eine Genehmi­
gung erteilen können, so nehmen sie diese Bestim­
mung anhand objektiver und nichtdiskriminierender
Kriterien vor .

Bestimmen die zuständigen Behörden den Betreiber
eines Unternehmens, dem sie eine Genehmigung ertei­
len können, so nehmen sie diese Bestimmung anhand
objektiver und nichtdiskriminierender Kriterien vor.

Diese Kriterien werden vor Beginn der Frist für die
Einreichung der Anträge erstellt und im Amtsblatt der
Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht . Die Mit­
gliedstaaten, die diese Kriterien bereits in ihren Ver­
kündungsblättern veröffentlicht haben, können sich
darauf beschränken, im Amtsblatt der Europäischen
Gemeinschaften lediglich einen Hinweis auf die Ver­
öffentlichung in ihren Verkündungsblättern zu veröf­
fentlichen. Jegliche Änderung der Kriterien ist jedoch
vollständig im Amtsblatt der Europäischen Gemein­
schaften zu veröffentlichen;

2 . die Bedingungen und Auflagen für die Ausübung oder
Einstellung der Tätigkeit, die auf alle Arten
von Genehmigungen gemäß den zum Zeitpunkt der
Antragstellung geltenden Rechts- und Verwaltungs­
vorschriften Anwendung finden, unabhängig davon,
ob sie in der Genehmigung enthalten sind oder ihre
vorherige Akzeptierung eine Bedingung für deren
Erteilung ist, festgelegt und den interessierten Unter­
nehmen jederzeit zugänglich gemacht werden . In dem
Fall des Artikels 3 Absatz 2 Buchstabe a ) ist es
zulässig, daß sie erst zu dem Zeitpunkt zugänglich
gemacht werden, ab dem Genehmigungsanträge
gestellt werden können;

3 . alle während des Verfahrens vorgenommenen Ände­
rungen dieser Bedingungen und Auflagen allen inter­
essierten Unternehmen mitgeteilt werden;

4 . die in diesem Artikel genannten Kriterien, Bedingun­
gen und Auflagen in nichtdiskriminierender Weise
angewendet werden;

5 . ein Unternehmen, dessen Genehmigungsantrag abge­
lehnt wurde, auf Wunsch über die Gründe hierfür
unterrichtet wird .

schutzes , des Schutzes biologischer Ressourcen und des
Schutzes des nationalen Kulturguts von künstlerischem,
geschichtlichem oder archäologischem Wert, der Sicher­
heit von Anlagen und Arbeitnehmern, der Bewirtschaf­
tungsplanung ( z. B. Rate des Kohlenwasserstoffabbäus
oder Optimierung der Ausbeutung) oder der Notwendig­
keit, Steuereinnahmen zu sichern, die Ausübung der in
Artikel 2 Absatz 1 genannten Tätigkeiten von bestimmten
Bedingungen und Auflagen abhängig machen.

( 3 ) Die Vorschriften für die Erbringung von Gegenlei­
stungen gemäß Absatz 1 , einschließlich der Auflagen für
eine staatliche Beteiligung, sind von den Mitgliedstaaten
so festzulegen, daß die Unabhängigkeit der Unterneh­
mensführung gewährleistet ist .

Wird jedoch die Erteilung von Genehmigungen von einer
staatlichen Beteiligung an den Tätigkeiten abhängig
gemacht und ist eine Rechtsperson mit der Verwaltung
dieser Beteiligung betraut worden oder verwaltet der
Staat selbst die Beteiligung, so kann sowohl die Rechts­
person als auch der Staat die mit einer solchen Beteili­
gung verbundenen Rechte und Pflichten entsprechend
der Bedeutung der Beteiligung wahrnehmen, sofern die
Rechtsperson oder der Staat keine Informationen erhält
und kein Stimmrecht bei Entscheidungen über Bezugs­
quellen der Unternehmen ausübt und sofern die Rechts­
person oder der Staat zusammen mit einem oder mehre­
ren öffentlichen Unternehmen kein mehrheitliches Stimm­
recht bei anderen Entscheidungen ausübt und das Stimm­
recht des Staates oder der Rechtsperson ausschließlich auf
transparenten, objektiven und nicht diskriminierenden
Grundsätzen beruht und das Unternehmen dadurch nicht
daran gehindert wird , bei seinen Verwaltungsentscheidun­
gen normale Geschäftsprinzipien zugrunde zu legen .

Diese Bestimmungen hindern die Rechtsperson oder den
Staat jedoch nicht daran, Einspruch gegen Entscheidun­
gen der Inhaber einer Genehmigung zu erheben, die die in
der Genehmigung aufgeführten Bedingungen und Aufla­
gen betreffend die Abbaupolitik und den Schutz der
finanziellen Interessen des Staates nicht beachten.

Das Einspruchsrecht ist in nichtdiskriminierender Weise
wahrzunehmen, insbesondere wenn es sich um Investi­
tionsentscheidungen oder um Entscheidungen betreffend
die Versorgungsquellen der Unternehmen handelt. Wird
die staatliche Beteiligung an den Tätigkeiten von einer
Rechtsperson verwaltet, die auch Inhaberin der Genehmi­
gungen ist, so schafft der Mitgliedstaat Regelungen, die
vorschreiben, daß die Rechtsperson getrennte Konten für
ihre geschäftliche Tätigkeit einerseits und ihre Tätigkeit
als Verwalter der staatlichen Beteiligung andererseits
führt, und die gewährleisten, daß keine Informationen
von dem für die Verwaltung der staatlichen Beteiligung
zuständigen Teil der Rechtsperson an den Teil der
Rechtsperson gehen, der aus eigenem Recht Inhaber von
Genehmigungen ist. Beschäftigt der für die Verwaltung
der staatlichen Beteiligung zuständige Teil der Rechtsper­
son jedoch den Teil der Rechtsperson, die Inhaber einer
Genehmigung ist, als Berater, so kann er letzterem die
Informationen zur Verfügung stellen , die für die Bera­
tungstätigkeit erforderlich sind . Die Inhaber aller Geneh­

Artikel 6

( 1 ) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, daß die Bedin­
gungen und Auflagen gemäß Artikel 5 Nummer 2 sowie
die mit der Nutzung einer spezifischen Genehmigung
verbundenen detaillierten Verpflichtungen ausschließlich
gerechtfertigt sind durch die Notwendigkeit, den Erfolg
der Tätigkeiten in dem Gebiet zu sichern, für das eine
Genehmigung beantragt wird, durch die Anwendung von
Absatz 2 oder durch die Erbringung einer Gegenleistung
finanzieller Art oder in Form von Kohlenwasserstoffen .

(2 ) Die Mitgliedstaaten können aus Gründen der
nationalen Sicherheit, der öffentlichen Sicherheit, der
Volksgesundheit, der Verkehrssicherheit, des Umwelt­
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migungen, auf die sich die Informationen beziehen, wer­
den vorher darüber unterrichtet, welche Informationen
auf diese Art weitergegeben werden sollen, und erhalten
genug Zeit, um Einwände zu erheben .

(4 ) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, daß die Überwa­
chung der Unternehmen im Rahmen einer Genehmigung
nicht weiter geht, als erforderlich ist , um die Einhaltung
der Bedingungen, Auflagen und Verpflichtungen gemäß
Absatz 1 zu gewährleisten. Sie ergreifen insbesondere die
erforderlichen Maßnahmen, damit den Unternehmen —
außer auf Verlangen der zuständigen Behörden und aus­
schließlich im Hinblick auf die in Artikel 36 des Vertra­
ges- genannten Ziele — weder durch Rechts- oder Verwal­
tungsvorschriften noch durch eine Vereinbarung oder
Absprache zur Auflage gemacht wird , Angaben über ihre
künftigen oder bestehenden Bezugsquellen zu machen.

(4 ) Unter den in Absatz 3 genannten Umständen kann
die Kommission jederzeit vorschlagen, daß der Rat einen
oder mehrere Mitgliedstaaten ermächtigt, einem Unter­
nehmen die Genehmigung zu versagen, das von dem
betreffenden Drittland und/oder von Staatsangehörigen
dieses Drittlands effektiv kontrolliert wird .

Die Kommission kann solche Vorschläge von sich aus
oder auf Antrag eines Mitgliedstaats unterbreiten .

Der Rat befindet hierüber so bald wie möglich mit
qualifizierter Mehrheit .

( 5 ) Die nach diesem Artikel getroffenen Maßnahmen
lassen die Verpflichtungen der Gemeinschaft unberührt,
die sich aus internationalen Übereinkünften über den
Zugang zur Prospektion, Exploration und Gewinnung
von Kohlenwasserstoffen sowie die Ausübung dieser
Tätigkeiten ergeben .

Artikel 7

Unbeschadet der Regelungen über individuelle Genehmi­
gungen oder der in solchen Genehmigungen enthaltenen
Regelungen und unbeschadet des Artikels 3 Absatz 5
Buchstabe b ) werden Rechts- und Verwaltungsvorschrif­
ten, die einem einzigen Unternehmen das Recht vorbehal­
ten, Genehmigungen für ein bestimmtes geographisches
Gebiet innerhalb des Hoheitsgebiets eines Mitgliedstaats
zu erhalten, von dem betreffenden Mitgliedstaat vor dem
1 . Januar 1997 aufgehoben.

Artikel 9

Jeder Mitgliedstaat veröffentlicht jährlich einen Bericht,
den er der Kommission übermittelt und der Angaben
über die zur Prospektion, Exploration und Gewinnung
freigegebenen geographischen Gebiete, die erteilten
Genehmigungen, die Inhaber dieser Genehmigungen und
deren Zusammensetzung sowie über die in seinem
Hoheitsgebiet vermuteten Vorkommen enthält .

Die Mitgliedstaaten sind nach dieser Bestimmung nicht
gehalten, vertrauliche Geschäftsinformationen zu veröf­
fentlichen .

Artikel 10

Die Mitgliedstaaten melden der Kommission bis zum
1 . Mai 1995 die zuständigen Behörden . Die Mitgliedstaa­
ten teilen der Kommission unverzüglich alle späteren
Änderungen mit. Die Kommission veröffentlicht das Ver­
zeichnis der zuständigen Behörden und etwaige Änderun­
gen im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften.

Artikel 8

( 1 ) Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission
über alle allgemeinen, ihnen zur Kenntnis gebrachten
rechtlichen oder faktischen Schwierigkeiten, auf die
Unternehmen beim Zugang zur Prospektion, Exploration
und Gewinnung von Kohlenwasserstoffen oder bei der
Ausübung dieser Tätigkeiten in Drittländern stoßen. Die
Mitgliedstaaten und die Kommission gewährleisten, daß
das Geschäftsgeheimnis gewahrt bleibt .

(2 ) Die Kommission erstattet dem Europäischen Parla­
ment und dem Rat erstmals vor dem 31 . Dezember 1994
und anschließend in regelmäßigen Abständen Bericht über
die Lage der Unternehmen in Drittländern sowie über den
Stand von Verhandlungen, die gemäß Absatz 3 mit den
betreffenden Ländern oder im Rahmen internationaler
Organisationen geführt werden.

( 3 ) Stellt die Kommission anhand der in Absatz 2
genannten Berichte oder aufgrund anderer Informationen
fest, daß die Behandlung, die ein Drittland Unternehmen
aus der Gemeinschaft bezüglich des Zugangs zu den in
Absatz 1 genannten Tätigkeiten und ihrer Ausübung
gewährt, nicht derjenigen vergleichbar ist, welche die
Gemeinschaft den Unternehmen dieses Drittlandes ge­
währt, so kann die Kommission dem Rat Vorschläge
unterbreiten, um ein geeignetes Mandat für Verhandlun­
gen mit dem Ziel zu erhalten , für die Unternehmen aus
der Gemeinschaft vergleichbare Wettbewerbsmöglichkei­
ten zu erreichen. Der Rat beschließt hierüber mit qualifi­
zierter Mehrheit.

Artikel 11

Diese Richtlinie gilt für Genehmigungen, die ab dem in
Artikel 14 festgelegten Zeitpunkt erteilt werden .

Artikel 12

Dem Artikel 3 der Richtlinie 90/531/EWG wird folgender
Absatz angefügt:

„(5 ) Bezüglich der Nutzung geographischer Gebiete
zum Zwecke der Prospektion oder Förderung von
Erdöl oder Gas finden die Absätze 1 bis 4 ab dem
Zeitpunkt, in dem der betreffende Mitgliedstaat der
Richtlinie 94/22/EG des Europäischen Parlaments
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zum 1 . Juli 1995 nachzukommen. Sie setzen die Kommis­
sion unverzüglich davon in Kenntnis.

Wenn die Mitgliedstaaten Vorschriften nach Absatz 1
erlassen, nehmen sie in den Vorschriften selbst oder
durch einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung
auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die
Einzelheiten der Bezugnahme.

und des Rates vom 30. Mai 1994 über die Erteilung
und Nutzung von Genehmigungen zur Prospektion,
Exploration und Gewinnung von Kohlenwasserstof­
fen ( * ) nachgekommen ist, wie folgt Anwendung:
a ) Die Bedingungen nach Absatz 1 gelten unbescha­

det des Absatzes 3 ab diesem Zeitpunkt als
erfüllt;

b ) ab diesem Zeitpunkt hat der in Absatz 4 genannte
Mitgliedstaat nur die Bestimmungen über die Ein­
haltung der in den Absätzen 2 und 3 genannten
Bedingungen mitzuteilen .

(*) ABl. Nr . L 164 vom 30 . 6 . 1994, S. 3 ."

Artikel 15

Diese Richtlinie tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Artikel 16

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Artikel 13

Die Artikel 3 und 5 gelten nicht für die von Dänemark
vor dem 31 . Dezember 2012 erteilten Genehmigungen in
bezug auf Gebiete, die bei Ablauf der am 8 . Juli 1962
erteilten Genehmigung am 8 . Juli 2012 aufgegeben wer­
den. Die neuen Genehmigungen werden anhand objekti­
ver und nichtdiskriminierender Grundsätze erteilt.

Dieser Artikel schafft folglich für die Mitgliedstaaten
keinen Präzedenzfall .

Artikel 14

Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen Rechts­
und Verwaltungsvorschriften, um dieser Richtlinie bis

Geschehen zu Brüssel am 30. Mai 1994.

Im Namen des Im Namen des Rates
Europäischen Parlaments

Der Präsident Der Präsident

E. KLEPSCH C. SIMITIS
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RICHTLINIE 94/24/EG DES RATES

vom 8. Juni 1994

zur Änderung von Anhang II der Richtlinie 79/409/EWG über die Erhaltung der wildlebenden
Vogelarten

ihres Aussehens solche Ähnlichkeiten aufweisen, daß
außerordentlich große Verwechslungsrisiken bestehen.

Die Zulassung der Bejagung der in Anhang II Teil 2
aufgeführten Arten ist in das Ermessen der Mitgliedstaa­
ten gestellt; sie sind daher nicht verpflichtet, entspre­
chende Maßnahmen zu ergreifen, und können diese auch
nach dem Zeitpunkt treffen, der für den Beginn der
Anwendung dieser Richtlinie vorgesehen ist —

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Anhang II Teil 2 der Richtlinie 79/409/EWG wird durch
den Anhang dieser Richtlinie ersetzt .

Artikel 2

Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen Rechts­
und Verwaltungsvorschriften, um dieser Richtlinie bis
zum 30. September 1995 nachzukommen.

Wenn die Mitgliedstaaten die Vorschriften nach Absatz 1
erlassen, nehmen sie entweder in den Vorschriften selbst
oder durch einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentli­
chung auf diese Richtlinie Bezug. Sie regeln die Einzelhei­
ten der Bezugnahme .

Artikel 3

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet .

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 130s Absatz 1 ,

auf Vorschlag der Kommission (*),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus­
schusses (2 ),

gemäß dem Verfahren des Artikels 189c des Vertrages,

in Erwägung nachstehender Gründe:

Eine Anpassung von Anhang II der Richtlinie 79/409/
EWG des Rates vom 2. April 1979 über die Erhaltung
der wildlebenden Vogelarten (3 ) ist erforderlich, um den
neuesten Erkenntnissen über die Situation der Vögel
Rechnung zu tragen .

Mehrere Mitgliedstaaten haben bei der Kommission eine
Änderung von Anhang II Teil 2 beantragt, um bestimmte
Arten aufzunehmen, die bisher nicht Gegenstand einer
jagdlichen Nutzung sein konnten.

Gemäß Artikel 7 Absatz 4 der genannten Richtlinie
vergewissern sich die Mitgliedstaaten, daß bei der Jagd­
ausübung die Grundsätze für eine vernünftige Nutzung
und eine ökologisch ausgewogene Regulierung der
Bestände der fraglichen Vogelarten eingehalten werden.

Aufgrund ihrer geographischen Verbreitung und ihrer
Populationsgröße in einigen Ländern können bestimmte
Arten Gegenstand einer jagdlichen Nutzung oder lokalen
Regulierung sein, so daß bestimmten Anträgen auf Erwei­
terung von Anhang II Teil 2 entsprochen werden kann.

Für Italien sollten die Arten Limosa limosa , Limosa
lapponica und Numenius arquata aus Anhang II Teil 2
gestrichen werden, um die weltweit bedrohte Art Nume­
nius tenuirostis zu schützen, mit der die obengenannten
Arten sowohl hinsichtlich ihrer Gewohnheiten als auch

Geschehen zu Luxemburg am 8 . Juni 1994.

Im Namen des Rates

Der Präsident

E. PAPAZOI

(') ABl . Nr. C 255 vom 2. 10. 1992, S. 5 .
(2 ) ABl . Nr. C 191 vom 22 . 7. 1991 , S. 14.
( 3 ) ABl . Nr. L 103 vom 25 . 4. 1979, S. 1 . Richtlinie zuletzt

geändert durch die Richtlinie 91/244/EWG (ABl . Nr. L 115
vom 8 . 5 . 1991 , S. 41 ).
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Belgique/ België Danmark Deutschland Ελλάς España France Ireland Italia Luxembourg Nederland Portugal United Kingdom
25 . Cygnus olor +
26 . Anser brachyrhynchus + + + +
27. Anser albifrons + + + + ++ + +

28 . Branta bernicla + +

29 . Netta rufina + +

30. Aythya marila + + + + ++ + +
31 . Somateria mollissima + + +

32 . Clangula hyemalis • + + + +
33 . Melanitta nigra + + + + +
34 . Melanitta fusca + + + + +

35 . Buchephala clangula + + + + +
36 . Mergus serrator + +
37. Mergus merganser + +
38 . Bonasa bonasia +

(Tetrastes bonasia )
39 . Tetrao tetrix » + + c? + 6 + +

(Lyrurus tetrix)'
40. Tetrao urogallus +6 +8 + +
41 . Alectoris barbara + +
41a . Alectoris chukar +

42 . Coturnix coturnix + + + + +

43 . Meleagris gallopavo +
44 . Rallus aquaticus + +
45 . Gallinula chloropus + + + + + +
46 . Haematopus ostralegus + +
47. Pluviailis apricaria + + + ++ + + +
48 . Pluvialis squatarola ■ + + +
49. Vanellus vanellus + + + + + + +

50. Calidris canutus + +

51 . Philomachus pugnax + +
52 . Limosa limosa + +

53 . Limosa lapponica + + +
54 . Numenius phaeopus + + +
55. Numenius arquata + + + +
56. Tringa erythropus + +
57. Tringa totanus + + + +
58 . Tringa nebularia + +
59 . Larus ridibundus + + + +

59a. Larus cachinnans +

60. Larus canus + +

61 . Larus fuscus + +

62 . Larus argentatus + + + +
63 . Larus marinus + +

64 . Columba oenas + + + +

65 . Streptopelia decaocto + + +
66. Streptopelia turtur + + + + +
67. Alauda arvensis + + +

68 . Turdus merula + + + +

69 . Turdus pilaris + + + + +
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Belgique/ België Danmark Deutschland Ελλάς España France Ireland Italia
¡

Luxembourg Nederland Portugal United Kingdom
70 . Turdus philomelos + + + + +
71 . Turdus iliacus + - + + + +

72 . Turdus viscivorus + + + +

72b. Sturnus vulgaris + + + +

73 . Garrulus glandarius + + + + + + + + +

74 . Pica pica + + + + + + + + + + +

75 . Corvus monedula + + + +

76 . Corvus frugilegus + +

77. Corvus corone + + + + + + + + + + +

+ = Estados miembros que pueden autorizar, conforme al apartado 3 del artículo 7, la caza de las especies enumeradas .
+ = Medlemsstater, som i overensstemmelse med artikel 7, stk . 3 , kan give tilladelse til jagt på de anførte arter.
+ = Mitgliedstaaten, die nach Artikel 7 Absatz 3 die Bejagung der aufgeführten Arten zulassen können.
+ = Κράτη μέλη που δύνανται να επιτρέπουν, σύμφωνα με το άρθρο 7 παράγραφος 3 , το κυνήγι των ειδών που απαριθμούνται.
+ = Member States which under Article 7 ( 3 ) may authorize hunting of the species listed .
+ = États membres pouvant autoriser, conformément à l'article 7 paragraphe 3 , la chasse des espèces énumérées .
+ = Stati membri che possono autorizzare, conformemente all'articolo 7, paragrafo 3 , la caccia delle specie elencate.
+ = Lid-Staten die overeenkomstig artikel 7, lid 3, toestemming mogen geven tot het jagen op de genoemde soorten.
+ = Estados-membros que podem autorizar, nos termos do n? 3 do artigo 7?, a caça das espécies enumeradas."
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RICHTLINIE 94/25/EG DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

vom 16. Juni 1994

zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über
Sportboote

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT
DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 100a,

auf Vorschlag der Kommission (*),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus­
schusses ( 2 ),

gemäß dem Verfahren des Artikels 189b des Vertra­
ges ( 3 ),

in Erwägung nachstehender Gründe :

Der Binnenmarkt umfaßt einen Raum ohne Binnengren­
zen, in dem der freie Verkehr von Waren, Personen,
Dienstleistungen und Kapital gewährleistet ist.

Die in den einzelnen Mitgliedstaaten geltenden Rechts­
und Verwaltungsvorschriften über die Sicherheitseigen­
schaften von Sportbooten unterscheiden sich nach Inhalt
und Anwendungsbereich . Diese Unterschiede können zu
Handelshemmnissen und ungleichen Wettbewerbsbedin­
gungen auf dem Binnenmarkt führen .

Nur durch eine Harmonisierung der einzelstaatlichen
Rechtsvorschriften können diese Hindernisse des freien
Warenverkehrs beseitigt werden. Dieses Ziel kann durch
die einzelnen Mitgliedstaaten nicht ausreichend erreicht
werden. In dieser Richtlinie werden lediglich die für den
freien Warenverkehr von Sportbooten unerläßlichen
Anforderungen festgelegt .

Diese Richtlinie sollte nur für Sportboote mit einer Min­
destlänge von 2,5 m und einer Höchstlänge von 24 m
gelten; letztere ist aus den IMO-Übereinkommen und den
ISO-Normen abgeleitet.

Die Beseitigung der technischen Handelshemmnisse im
Bereich der Sportboote und ihrer Bauteile muß — sofern
sie nicht durch die gegenseitige Anerkennung der Gleich­
wertigkeit durch alle Mitgliedstaaten erfolgen kann —
der neuen Konzeption gemäß der Entschließung des Rates
vom 7. Mai 1985 ( 4 ) folgen, wonach grundlegende Sicher­
heitsanforderungen und sonstige Anforderungen im Inter­
esse des Gemeinwohls festzulegen sind . Gemäß Arti­
kel 100a Absatz 3 des Vertrages geht die Kommission in
ihren Vorschlägen in den Bereichen Gesundheit, Sicher­
heit, Umweltschutz und Verbraucherschutz von einem
hohen Schutzniveau aus. Die grundlegenden Anforderun­
gen sind die Kriterien, mit denen Sportboote und unvoll­
ständige Boote sowie ihre einzelnen und eingebauten
Bauteile übereinstimmen müssen .

Diese Richtlinie legt somit nur die grundlegenden Anfor­
derungen fest . Um den Nachweis zu erleichtern, daß ein
Sportboot diesen Anforderungen entspricht, müssen auf
europäischer Ebene einheitliche Normen für Sportboote
und ihre Bauteile geschaffen werden. Die Ausarbeitung
dieser europaweit geltenden harmonisierten Normen, die
nach wie vor nicht zwingend vorgeschrieben werden
dürfen, erfolgt durch private Organisationen. Das Euro­
päische Komitee für Normung (CEN) und das Europäi­
sche Komitee für Elektrotechnische Normung (CENELEC)
sind gemäß den am 13 . November 1984 unterzeichneten
allgemeinen Leitlinien für die Zusammenarbeit zwischen
der Kommission und diesen beiden Organisationen als
zuständige Stellen für die Festlegung der harmonisierten
Normen anerkannt . Im Sinne dieser Richtlinie ist eine
harmonisierte Norm eine technische Spezifikation (euro­
päische Norm oder Harmonisierungsdokument), die von
einer dieser Organisationen oder beiden im Auftrag der
Kommission gemäß der Richtlinie 83/189/EWG des Ratefs
vom 28 . März 1983 über ein Informationsverfahren auf
dem Gebiet der Normen und technischen Vorschriften ( 5 )
oder aufgrund der allgemeinen Leitlinien festgesetzt
wird .

Angesichts der Art der Gefahren, die mit der Verwendung
von Sportbooten und ihren Bauteilen verbunden sind,
müssen Verfahren zur Bewertung der Konformität mit
den grundlegenden Anforderungen der Richtlinie einge­
führt werden . Diese Verfahren müssen sich an dem Grad
der Gefahr ausrichten, die von einem Sportboot oder
seinen Bauteilen ausgehen kann. Folglich muß jede Kon­
formitätskategorie durch ein angemessenes Verfahren
ergänzt werden oder die Wahl zwischen mehreren gleich­

(') ABl . Nr. C 123 vom 15 . 5 . 1992, S. 7.
( 2 ) ABl . Nr. C 313 vom 30. 11 . 1992 , S. 38 .
( 3 ) Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 18 . No­

vember 1992 (ABl . Nr. C 337 vom 21 . 12 . 1992 , S. 17).
Gemeinsamer Standpunkt des Rates vom 16 . November
1993 (ABI . Nr. C 137 vom 19 . 5 . 1994, S. 1 ). Beschluß des
Europäischen Parlaments vom 9 . März 1994 (ABl . Nr. C 91
vom 28 . 3 . 1994).

(4 ) ABl . Nr. C 136 vom 4. 6 . 1985 , S. 1 .
( 5 ) ABl . Nr. L 109 vom 26 . 4 . 1983 , S. 8 . Richtlinie zuletzt

geändert durch die Richtlinie 88/182/EWG (ABl . Nr. L 81
vom 26 . 3 . 1988 , S. 75 ).
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HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

KAPITEL I

Artikel 1

( 1 ) Diese Richtlinie gilt für Sportboote sowie für
unvollständige Boote und für alle einzelnen oder einge­
bauten Bauteile im Sinne von Anhang II.

(2 ) Im Sinne dieser Richtlinie sind Sportboote unab­
hängig von der Antriebsart sämtliche Boote mit einer
nach der einschlägigen harmonisierten Norm gemessenen
Rumpflänge von 2,5 m bis 24 m, die für Sport- und
Freizeitzwecke bestimmt sind; Boote , die gleichzeitig auch
für Charter- oder Schulungszwecke verwendet werden
können, fallen ebenfalls in den Anwendungsbereich dieser
Richtlinie , sofern sie für Sport- und Freizeitzwecke in
Verkehr gebracht werden .

( 3 ) Folgende Wasserfahrzeuge fallen nicht in den Gel­
tungsbereich dieser Richtlinie :

a ) ausschließlich für Rennen bestimmte und vom Her­
steller entsprechend gekennzeichnete Wasserfahr­
zeuge, einschließlich Rennruderboote und Trainings­
ruderboote ;

wertigen Verfahren möglich sein . Die vorgesehenen Ver­
fahren stehen in Einklang mit dem Beschluß 93/465/EWG
des Rates vom 22. Juli 1993 über die in den technischen
Harmonisierungsrichtlinien zu verwendenden Module für
die verschiedenen Phasen der Konformitätsbewertungs­
verfahren und die Regeln für die Anbringung und Ver­
wendung der CE-Konformitätskennzeichnung ( J ).

Der Rat hat vorgesehen, daß die CE-Kennzeichnung vom
Hersteller oder seinem in der Gemeinschaft ansässigen
Bevollmächtigten angebracht wird . Diese Kennzeichnung
bestätigt die Konformität des Sportbootes und seiner
Bauteile mit allen in den gemeinschaftlichen Rechtsvor­
schriften für das jeweilige Produkt festgelegten grund­
legenden Anforderungen und Bewertungsverfahren.

Es ist angebracht, daß die Mitgliedstaaten im Einklang
mit Artikel 100a Absatz 5 des Vertrages vorläufige Maß­
nahmen treffen können, durch die das Inverkehrbringen
und die Verwendung von Sportbooten oder deren
Bestandteilen im Fall eines besonderen Risikos für die
Sicherheit von Personen und gegebenenfalls von Haus­
tieren oder Gütern beschränkt oder untersagt werden,
sofern diese Maßnahmen einem gemeinschaftlichen Kon­
trollverfahren unterliegen .

Jede Entscheidung im Rahmen dieser Richtlinie muß
gegenüber demjenigen , an den sie gerichtet ist, unter
Angabe der Einspruchsmöglichkeiten begründet werden.

Für das Inverkehrbringen und den Betrieb von Sportboo­
ten und ihren Bauteilen, die nach den bis zum Zeitpunkt
der Annahme der vorliegenden Richtlinie geltenden ein­
zelstaatlichen Bestimmungen hergestellt wurden, ist eine
Übergangsregelung vorzusehen .

Diese Richtlinie enthält keine Vorschriften zur Beschrän­
kung der Verwendung von Sportbooten nach ihrer
Indienststellung.

Der Bau von Sportbooten kann insofern Auswirkungen
auf die Umwelt haben, als die Boote Schadstoffe freiset­
zen können. Deshalb ist es erforderlich, Umweltschutzbe­
stimmungen in die Richtlinie aufzunehmen, insoweit diese
den Bau von Sportbooten unter dem Gesichtspunkt ihrer
unmittelbaren Auswirkungen auf die Umwelt betreffen .

Diese Richtlinie sollte das Recht der Mitgliedstaaten
unberührt lassen, unter Einhaltung des Vertrages die
Anforderungen festzulegen, die sie für die Schiffahrt auf
bestimmten Gewässern im Hinblick auf den Umwelt­
schutz, die Struktur der Wasserwege und zur Gewährlei­
stung der Sicherheit auf den Wasserwegen für erforderlich
halten, sofern dies nicht bewirkt, daß Sportboote in einer
nicht in der Richtlinie festgelegten Weise geändert wer­
den —

b) Kanus und Kajaks, Gondeln und Tretboote;

c ) Windsurfbretter;

d ) motorbetriebene Surfbretter, Wasserskooter und ähn­
liche Wasserfahrzeuge;

e ) Originalfahrzeuge und vorwiegend mit Originalmate­
rialien angefertigte und vom Hersteller entsprechend
gekennzeichnete einzelne Nachbauten von vor 1950
entworfenen historischen Wasserfahrzeugen;

f) Versuchsboote, solange sie nicht auf dem Gemein­
schaftsmarkt in Verkehr gebracht werden;

g) für den Eigengebrauch gebaute Boote, solange sie
während eines Zeitraums von fünf Jahren nicht auf
dem Gemeinschaftsmarkt in Verkehr gebracht wer­
den;

h ) unbeschadet des Absatzes 2, Wasserfahrzeuge für den
speziellen Zweck, mit einer Mannschaft besetzt zu
werden und Passagiere gewerblich zu befördern, ins­
besondere — unabhängig von der Zahl der Passagiere
— Wasserfahrzeuge im Sinne der Richtlinie 82/714/
EWG des Rates vom 4. Oktober 1982 über die
technischen Vorschriften für Binnenschiffe ( 2 );

(') ABl . Nr. L 220 vom 30 . 8 . 1993 , S. 23 . ( 2 ) ABl . Nr. L 301 vom 28 . 10 . 1982 , S. 1 .



30 . 6 . 94 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 164/17

teile nach der gemäß Anhang III Buchstabe b) abgegebe­
nen Erklärung des Herstellers , seines in der Gemeinschaft
ansässigen Bevollmächtigten oder — im Fall von Einfuh­
ren aus Drittländern — der Person, die das Bauteil in der
Gemeinschaft in Verkehr bringt, zum Einbau in ein
Sportboot bestimmt sind.

(4 ) Die Mitgliedstaaten verhindern nicht, daß bei Mes­
sen, Ausstellungen und Vorführungen die in Artikel 1
Absatz 1 genannten Erzeugnisse , die den Bestimmungen
dieser Richtlinie nicht entsprechen, ausgestellt werden,
sofern ein sichtbares Schild deutlich darauf hinweist, daß
diese Erzeugnisse erst in Verkehr gebracht oder in Betrieb
genommen werden können, wenn ihre Übereinstimmung
mit dieser Richtlinie hergestellt ist .

( 5 ) Falls unter diese Richtlinie fallende Erzeugnisse
auch von anderen Richtlinien erfaßt werden, die andere
Aspekte behandeln und in denen ebenfalls die CE­
Kennzeichnung vorgesehen ist, wird mit dieser Kennzeich­
nung auch die Konformität der betreffenden Erzeugnisse
mit den Bestimmungen dieser anderen Richtlinien ange­
zeigt. Hat jedoch laut einer oder mehrerer Richtlinien der
Hersteller während einer Übergangszeit die Wahl zwi­
schen mehreren Regelungen, so wird durch die CE­
Kennzeichnung lediglich die Konformität mit den Bestim­
mungen der vom Hersteller angewandten Richtlinien
angezeigt . In diesem Fall müssen die den Erzeugnissen
beiliegenden Unterlagen, Hinweise oder Anleitungen die
Nummern dieser Richtlinien gemäß ihrer Veröffentli­
chung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften
tragen .

i ) Tauchfahrzeuge;

j ) Luftkissenfahrzeuge;

k ) Tragflügelboote .

Artikel 2

Inverkehrbringen und Inbetriebnahme

( 1 ) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maß­
nahmen, damit die in Artikel 1 genannten Erzeugnisse
nur dann in den Verkehr gebracht und entsprechend ihrer
Zweckbestimmung in Betrieb genommen werden dürfen,
wenn sie die Sicherheit und die Gesundheit von Personen
sowie Sachen oder die Umwelt bei sachgemäßer Kon­
struktion und Instandhaltung nicht gefährden .

(2 ) Diese Richtlinie berührt nicht die Befugnis der
Mitgliedstaaten, unter Einhaltung der Vertragsbestim­
mungen im Hinblick auf den Umweltschutz, die Struktur
der Wasserwege sowie zur Gewährleistung der Sicherheit
auf den Wasserwegen Bestimmungen für die Schiffahrt
auf bestimmten Gewässern zu erlassen, sofern dies keine
Änderung von Wasserfahrzeugen im Sinne dieser Richt­
linie zur Folge hat.

Artikel 3

Grundlegende Anforderungen

Die in Artikel 1 Absatz 1 genannten Erzeugnisse müssen
die in Anhang I genannten grundlegenden Anforderungen
in bezug auf Sicherheit , Gesundheit, Umweltschutz und
Verbraucherschutz erfüllen .

Artikel 5

Die Mitgliedstaaten gehen davon aus, daß die in Artikel 1
Absatz 1 genannten Erzeugnisse, die den einschlägigen
nationalen Normen zur Durchführung der harmonisierten
Normen, deren Fundstellen im Amtsblatt der Europäi­
schen Gemeinschaften veröffentlicht wurden, entspre­
chen, die grundlegenden Anforderungen gemäß Artikel 3
erfüllen; die Mitgliedstaaten veröffentlichen die Fundstel­
len dieser nationalen Normen.

Artikel 4

Freier Verkehr der in Artikel 1 Absatz 1 genannten
Erzeugnisse

( 1 ) Die Mitgliedstaaten dürfen in ihrem Hoheitsgebiet
das Inverkehrbringen und die Inbetriebnahme von Sport­
booten nicht verbieten, einschränken oder behindern,
wenn diese die CE-Kennzeichnung gemäß Anhang IV
tragen, aus der hervorgeht, daß sie alle Bestimmungen
dieser Richtlinie einschließlich der Bestimmungen über die
Konformitätsbewertungsverfahren nach Kapitel II erfül­
len .

(2 ) Die Mitgliedstäaten dürfen das Inverkehrbringen
von unvollständigen Booten nicht verbieten, einschränken
oder behindern, falls der Hersteller oder sein in der
Gemeinschaft ansässiger Bevollmächtigter oder die für
das Inverkehrbringen verantwortliche Person gemäß
Anhang III Buchstabe a ) erklärt, daß die Fertigstellung
des Boots durch andere beabsichtigt ist .

(3 ) Die Mitgliedstaaten dürfen das Inverkehrbringen
oder die Inbetriebnahme von Bauteilen im Sinne von
Anhang II nicht verbieten, einschränken oder behindern,
wenn diese die CE-Kennzeichnung gemäß Anhang IV
tragen, aus der hervorgeht, daß sie die einschlägigen
grundlegenden Anforderungen erfüllen, sofern diese Bau­

Artikel 6

( 1 ) Ist ein Mitgliedstaat oder die Kommission der
Auffassung, daß die in Artikel 5 genannten harmonisier­
ten Normen nicht voll den in Artikel 3 genannten grund­
legenden Anforderungen entsprechen, so befaßt die Kom­
mission oder der betreffende Mitgliedstaat den durch die
Richtlinie 83/189/EWG eingesetzten Ausschuß unter Dar­
legung der Gründe . Der Ausschuß nimmt hierzu umge­
hend Stellung.

Aufgrund der Stellungnahme des Ausschusses weist die
Kommission die Mitgliedstaaten darauf hin, daß die
betreffenden Normen aus den nach Artikel 5 vorgenom­
menen Veröffentlichungen gestrichen werden müssen
bzw. nicht gestrichen werden dürfen .
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(2 ) Die Kommission kann nach dem Verfahren des
Absatzes 3 die geeigneten Maßnahmen treffen, um die
Einheitlichkeit der praktischen Durchführung dieser
Richtlinie sicherzustellen .

( 3 ) Die Kommission wird von einem Ständigen Aus­
schuß unterstützt, der sich aus Vertretern der Mitglied­
staaten zusammensetzt und in dem der Vertreter der
Kommission den Vorsitz führt.

Der Ständige Ausschuß gibt sich eine Geschäftsordnung.

Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem Ständi­
gen Ausschuß einen Entwurf der zu treffenden Maßnah­
men. Dieser Ausschuß gibt — gegebenenfalls aufgrund
einer Abstimmung — seine Stellungnahme zu diesem
Entwurf innerhalb einer Frist ab, die der Vorsitzende
unter Berücksichtigung der Dringlichkeit der betreffenden
Frage festsetzen kann.

Die Stellungnahme wird in das Protokoll aufgenommen;
darüber hinaus hat jeder Mitgliedstaat das Recht zu
verlangen, daß sein Standpunkt im Protokoll festgehalten
wird.

Die Kommission berücksichtigt soweit wie möglich die
Stellungnahme des Ständigen Ausschusses . Sie unterrichtet
diesen Ausschuß darüber, inwieweit sie seine Stellung­
nahme berücksichtigt hat.

(4 ) Der Ständige Ausschuß kann darüber hinaus alle
Fragen bezüglich der Anwendung dieser Richtlinie prüfen,
die von seinem Vorsitzenden von sich aus oder auf
Antrag eines Mitgliedstaats aufgeworfen werden.

c ) einen Mangel der in Artikel 5 genannten Normen
selbst.

( 2 ) Die Kommission tritt unverzüglich in Konsultation
mit den Betroffenen . Stellt die Kommission nach dieser
Anhörung fest,

— daß die Maßnahme gerechtfertigt ist, so unterrichtet
sie davon unverzüglich den Mitgliedstaat, der die
Maßnahme getroffen hat, sowie die anderen Mitglied­
staaten . Ist die in Absatz 1 genannte Entscheidung in
einem Mangel der Normen begründet, so befaßt die
Kommission nach Anhörung der Betroffenen den in
Artikel 6 Absatz 1 genannten Ausschuß innerhalb von
zwei Monaten, falls der betreffende Mitgliedstaat bei
seiner Entscheidung bleiben will , und leitet das in
Artikel 6 Absatz 1 genannte Verfahren ein;

— daß die Maßnahme nicht gerechtfertigt ist, so unter­
richtet sie davon unverzüglich den Mitgliedstaat, der
die Maßnahme getroffen hat, sowie den Hersteller
oder seinen in der Gemeinschaft ansässigen Bevoll­
mächtigten .

( 3 ) Ist ein dieser Richtlinie nicht entsprechendes
genanntes Bauteil oder Boot mit der CE-Kennzeichnung
versehen, so werden die geeigneten Maßnahmen von dem
Mitgliedstaat getroffen, der die Aufsicht über denjenigen
hat, welcher die CE-Kennzeichnung angebracht hat; die­
ser Mitgliedstaat unterrichtet davon die Kommission und
die übrigen Mitgliedstaaten .

(4 ) Die Kommission stellt sicher, daß die Mitgliedstaa­
ten über den Verlauf und die Ergebnisse dieses Verfah­
rens unterrichtet werden.

Artikel 7

Schutzklausel

( 1 ) Stellt ein Mitgliedstaat fest, daß die mit der CE­
Kennzeichnung gemäß Anhang IV versehenen Sportboote
oder deren Bauteile im Sinne des Anhangs II eine Gefähr­
dung für die Sicherheit und Gesundheit von Personen
sowie für Sachen oder die Umwelt darstellen können,
auch wenn sie sachgemäß gebaut, eingebaut, instandge­
halten und ihrer Zweckbestimmung entsprechend ver­
wendet werden, so trifft er alle geeigneten vorläufigen
Maßnahmen, um diese Erzeugnisse aus dem Verkehr zu
ziehen oder ihr Inverkehrbringen oder ihre Inbetrieb­
nahme zu verbieten oder einzuschränken.

Der Mitgliedstaat unterrichtet die Kommission unverzüg­
lich von einer solchen Maßnahme, begründet seine Ent­
scheidung und gibt insbesondere an, ob die Abweichung
von den Anforderungen zurückzuführen ist auf:

a ) die Nichteinhaltung der in Artikel 3 genannten grund­
legenden Anforderungen,

b ) eine mangelhafte Anwendung der in Artikel 5 genann­
ten Normen, sofern die Anwendung dieser Normen
behauptet wird,

KAPITEL II

Konformitätsbewertung

Artikel 8

Bevor die in Artikel 1 Absatz 1 genannten Erzeugnisse
hergestellt und in Verkehr gebracht werden, hat der
Hersteller oder sein in der Gemeinschaft ansässiger
Bevollmächtigter für die in Anhang I Nummer 1.1
genannten Bootskategorien A, B, C und D folgende
Verfahren durchzuführen:

1 . Bootskategorien A und B

— Bei Booten mit einer Rumpflänge von weniger als
12 m: die interne Fertigungskontrolle mit Prüfungen
(Modul Aa ) entsprechend Anhang VI;

— bei Booten mit einer Rumpflänge von 12 m bis 24 m:
die EG-Baumusterprüfung (Modul B ) entsprechend
Anhang VII, gefolgt von Modul C (Konformität mit
der Bauart) entsprechend Anhang VIII oder eines der
folgenden Module : B + D oder B + F oder G oder H.
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2 . Bootskategorie C

a ) Bei Booten mit einer Rumpflänge von 2,5 m bis
12 m:

— bei Einhaltung der harmonisierten Normen zu
den Nummern 3.2 und 3.3 des Anhangs II : die
interne Fertigungskontrolle (Modul A) entspre­
chend Anhang V;

— bei Nichteinhaltung der harmonisierten Nor­
men zu den Nummern 3.2 und 3.3 des
Anhangs II : die interne Fertigungskontrolle mit
Prüfungen (Modul Aa ) entsprechend An­
hang VI;

b ) bei Booten mit einer Rumpflänge von 12 m bis
24 m: die EG-Baumusterprüfung (Modul B) ent­
sprechend Anhang VII, gefolgt von Modul C
(Konformität mit der Bauart ) entsprechend An­
hang VIII oder eines der folgenden Module : B + D
oder B + F oder G oder H.

3 . Bootskategorie D

Bei Booten mit einer Rumpflänge von 2,5 m bis 24 m:
die interne Fertigungskontrolle (Modul A) entspre­
chend Anhang V.

4. Bei den in Anhang II genannten Bauteilen eines der
folgenden Module : B + C oder B + D oder B + F oder
G oder H.

KAPITEL III

CE-Kennzeichnung

Artikel 10

( 1 ) Alle Sportboote und die in Anhang II genannten
Bauteile, von deren Übereinstimmung mit den grund­
legenden Anforderungen gemäß Artikel 3 auszugehen ist,
müssen bei ihrem Inverkehrbringen mit der CE-Kenn­
zeichnung versehen sein .

(2 ) Die CE-Kennzeichnung gemäß Anhang IV muß in
deutlich sichtbarer, leicht lesbarer und unauslöschbarer
Form auf den Sportbooten gemäß Anhang I Nummer 2.2
sowie auf den in Anhang II genannten Bauteilen und/oder
auf deren Verpackung angebracht sein .

Außer der CE-Kennzeichnung muß die Kennummer der
benannten Stelle aufgeführt sein, die für die Durchfüh­
rung der Verfahren gemäß den Anhängen VI, IX, X, XI
und XII verantwortlich ist .

( 3 ) Zeichen oder Aufschriften, die geeignet sind, Dritte
hinsichtlich der Bedeutung oder des Schriftbildes der
CE-Kennzeichnung in die Irre zu leiten, dürfen nicht
angebracht werden. Alle sonstigen Zeichen dürfen auf
dem Sportboot und auf den in Anhang II genannten
Bauteilen und/oder deren Verpackung angebracht wer­
den, sofern sie die Sichtbarkeit und Lesbarkeit der CE­
Kennzeichnung nicht beeinträchtigen .

(4 ) Unbeschadet des Artikels 7

a ) ist bei der Feststellung durch einen Mitgliedstaat, daß
die CE-Kennzeichnung unrechtmäßig angebracht
wurde, der Hersteller oder sein in der Gemeinschaft
ansässiger Bevollmächtigter verpflichtet, das Erzeugnis
wieder in Einklang mit den Konformitätsbestimmun­
gen zu bringen und einen weiteren Verstoß unter den
von diesem Mitgliedstaat festgelegten Bedingungen zu
verhindern;

b ) muß — falls die Nichtübereinstimmung weiterbesteht
— der Mitgliedstaat alle geeigneten Maßnahmen
ergreifen, um das Inverkehrbringen des betreffenden
Erzeugnisses einzuschränken oder zu untersagen bzw.
um zu gewährleisten, daß es nach den Verfahren des
Artikels 7 vom Markt zurückgezogen wird .

Artikel 9

Benannte Stellen

( 1 ) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission und den
anderen Mitgliedstaaten mit, welche Stellen sie für die
Durchführung der Aufgaben im Zusammenhang mit den
Konformitätsbewertungsverfahren nach Artikel 8 benannt
haben, welche spezifischen Aufgaben diesen Stellen über­
tragen wurden und welche Kennummern ihnen zuvor von
der Kommission zugeteilt wurden.

Die Kommission veröffentlicht im Amtsblatt der Europäi­
schen Gemeinschaften eine Liste der benannten Stellen
unter Angabe ihrer Kennummer sowie der ihnen übertra­
genen Aufgaben. Sie trägt für die Aktualisierung dieser
Liste Sorge.

( 2 ) Bei der Bewertung der in einer solchen Meldung
anzugebenden Stellen legen die Mitgliedstaaten die in
Anhang XIV festgelegten Kriterien zugrunde . Es wird
davon ausgegangen, daß Stellen, die den Bewertungskrite­
rien der einschlägigen harmonisierten Normen entspre­
chen, diese Kriterien erfüllen.

( 3 ) Ein Mitgliedstaat entzieht einer solchen Stelle seine
Zulassung, wenn festgestellt wird , daß diese die in
Anhang XIV genannten Kriterien nicht mehr erfüllt . Er
unterrichtet hiervon die Kommission und die übrigen
Mitgliedstaaten unverzüglich.

KAPITEL IV

Schlußbestimmungen

Artikel 1 1

Jede in Anwendung dieser Richtlinie getroffene Entschei­
dung, die eine Einschränkung des Inverkehrbringens und
der Inbetriebnahme der in Artikel 1 Absatz 1 genannten
Erzeugnisse zur Folge hat, ist genau zu begründen . Sie
wird dem Betroffenen unverzüglich unter Angabe der
Rechtsbehelfe, die nach den Rechtsvorschriften des
betreffenden Mitgliedstaats eingelegt werden können, und
der Rechtsbehelfsfristen mitgeteilt .
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Artikel 12

Die Kommission trifft die erforderlichen Maßnahmen,
damit die Angaben über alle relevanten Beschlüsse betref­
fend die Durchführung dieser Richtlinie zur Verfügung
gestellt werden.

(2 ) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den
Wortlaut der innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die
sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlas­
sen.

( 3 ) Die Mitgliedstaaten gestatten für einen Zeitraum
von vier Jahren nach Annahme dieser Richtlinie das
Inverkehrbringen und die Inbetriebnahme der in Artikel 1
Absatz 1 genannten Erzeugnisse, die den in ihrem
Hoheitsgebiet zum Zeitpunkt der Annahme dieser Richt­
linie geltenden Rechtsvorschriften entsprechen.

Artikel 14

Diese Richtlinie tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft .

Artikel 15

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Artikel 13

( 1 ) Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen
die erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften,
um dieser Richtlinie bis spätestens 16 . Dezember 1995
nachzukommen. Sie setzen die Kommission unverzüglich
davon in Kenntnis .

Die Mitgliedstaaten wenden diese Vorschriften ab
16. Juni 1996 an.

Der in Artikel 6 Absatz 3 genannte Ständige Ausschuß
kann seine Tätigkeit unmittelbar nach Bekanntgabe dieser
Richtlinie aufnehmen. Die Mitgliedstaaten können die in
Artikel 9 genannten Maßnahmen unmittelbar nach
Bekanntgabe dieser Richtlinie treffen.

Wenn die Mitgliedstaaten die Vorschriften nach Unter­
absatz 1 erlassen, nehmen sie in den Vorschriften selbst
oder durch einen Hinweis bei der amtlichen Veröffent­
lichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten
regeln die Einzelheiten dieser Bezugnahme.

Geschehen zu Brüssel am 16 . Juni 1994.

Im Namen des Im Namen des Rates
Europäischen Parlaments

Der Präsident Der Präsident

E. KLEPSCH Y. PAPANTONIOU
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ANHANG I

GRUNDLEGENDE SICHERHEITSANFORDERUNGEN AN AUSLEGUNG UND BAU VON
SPORTBOOTEN

1 . AUSLEGUNGSKATEGORIE

Auslegungskategorie
Windstärke

(Beaufort-Skala )
Signifikante

Wellenhöhe (H 1/3 , Meter )

A — „Hochsee " über 8 über 4
B — „Außerhalb von Küstenge- bis einschließlich 8 bis einschließlich 4

wässern "

C — „Küstennahe Gewässer" bis einschließlich 6 bis einschließlich 2
D — „Geschützte Gewässer" bis einschließlich 4 bis einschließlich 0,5

Begriffsbestimmungen:

A. HOCHSEE: Ausgelegt für ausgedehnte Fahrten, bei denen Wetterverhältnisse mit einer Wind­
stärke über 8 (Beaufort-Skala ) und signifikanten Wellenhöhen über 4 m auftreten können und
die diese Boote weitgehend aus eigener Kraft bestehen können .

B. AUSSERHALB VON KÜSTENGEWÄSSERN: Ausgelegt für Fahrten außerhalb von Küstenge­
wässern, bei denen Wetterverhältnisse mit einer Windstärke bis einschließlich 8 und Wellenhö­
hen bis einschließlich 4 m auftreten können.

C. KÜSTENNAHE GEWÄSSER: Ausgelegt für Fahrten in küstennahen Gewässern, großen Buch­
ten, Flußmündungen, Seen und Flüssen, bei denen Wetterverhältnisse mit einer Windstärke bis

. einschließlich 6 und Wellenhöhen bis einschließlich 2 m auftreten können.

D. GESCHÜTZTE GEWÄSSER: Ausgelegt für Fahrten auf kleinen Seen, schmalen Flüssen und
Kanälen, bei denen Wetterverhältnisse mit einer Windstärke bis einschließlich 4 und signifikan­
ten Wellenhöhen bis einschließlich 0,5 m auftreten können .

Boote der jeweiligen Kategorie müssen so ausgelegt und gebaut sein, daß sie der Beanspruchung nach
diesen Parametern hinsichtlich Stabilität, Auftrieb und anderen einschlägigen grundlegenden Anfor­
derungen gemäß Anhang I standhalten und daß sie eine gute Manövrierfähigkeit haben .

2 . ALLGEMEINE ANFORDERUNGEN

Die in Artikel 1 Absatz 1 der Richtlinie genannten Erzeugnisse müssen den grundlegenden
Anforderungen entsprechen, soweit diese für sie gelten.

2.1 . Kennzeichnung des Bootskörpers

Jedes Boot ist am Bootskörper mit einem Kennzeichen zu versehen, das folgende Angaben enthält:

— Code des Herstellers ,
— Herstellungsland,
— bootstypische Seriennummer,
— Jahr der Herstellung,
— Modelljahr .

Die Einzelheiten dieser Anforderungen sind in der einschlägigen harmonisierten Norm enthalten.

2.2 . Herstellerplakette

Jedes Boot muß eine dauerhaft und getrennt von dem Kennzeichen des Bootskörpers angebrachte
Plakette mit folgenden Angaben aufweisen:

— Name des Herstellers ,
— CE-Kennzeichnung (siehe Anhang IV),
— Kategorie der Bootsauslegung gemäß Nummer 1 ,
— vom Hersteller empfohlene Höchstlast gemäß Nummer 3.6,
— Zahl der nach der Empfehlung des Herstellers während der Fahrt an Bord zulässigen Personen.
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2.3 . Schutz vor dem Überbordfallen und Wiedereinstiegsmittel

Je nach Auslegungskategorie müssen die Boote so beschaffen sein, daß das Risiko, über Bord zu
fallen , soweit wie möglich verringert und ein Wiedereinsteigen erleichtert wird.

2.4. Sicht vom Hauptsteuerstand

Bei Motorbooten muß der Rudergänger vom Hauptsteuerstand bei normalen Einsatzbedingungen
(Geschwindigkeit und Belastung ) eine gute Rundumsicht haben.

2.5. Handbuch für den Eigner

Alle Boote sind mit einem Handbuch für den Eigner in der (den ) Amtssprache(n ) der Gemeinschaft
zu liefern, die der Mitgliedstaat, in dem sie in Verkehr gebracht werden, in Einklang mit dem
Vertrag bestimmen kann . Dieses Handbuch sollte besonders auf Brand- und Überflutungsrisiken
aufmerksam machen und muß die unter den Nummern 2.2 , 3.6 und 4 aufgeführten Angaben sowie
die Angabe des Leergewichts in Kilogramm enthalten.

3 . FESTIGKEIT UND DICHTIGKEIT* BAULICHE ANFORDERUNGEN

3.1 . Bauweise

Wahl und Kombination der Werkstoffe und die Konstruktion müssen gewährleisten, daß das Boot in
jeder Hinsicht eine ausreichende Festigkeit aufweist. Besonders zu berücksichtigen sind die Ausle­
gungskategorie gemäß Nummer 1 und die vom Hersteller empfohlene Höchstlast gemäß Num­
mer 3.6 .

3.2. Stabilität und Freibord

Stabilität und Freibord des Bootes müssen unter Berücksichtigung der Auslegungskategorie gemäß
Nummer 1 und der vom Hersteller empfohlenen Höchstlast gemäß Nummer 3.6 ausreichend sein .

3.3 . Auftrieb und Schwimmfähigkeit

Beim Bau des Bootskörpers ist sicherzustellen, daß das Boot über eine Auftriebscharakteristik
verfügt, die seiner Auslegungskategorie gemäß Nummer 1 und der vom Hersteller empfohlenen
Höchstlast gemäß Nummer 3.6 entspricht . Bewohnbare Mehrrumpfboote müssen über ausreichen­
den Auftrieb verfügen, damit sie auch dann schwimmfähig bleiben, wenn sie kieloben liegen.

Boote mit weniger als 6 m Länge, die vollschlagen können, müssen über einen ausreichenden
Restauftrieb verfügen, der es ihnen ermöglicht , in überflutetem Zustand schwimmfähig zu bleiben,
wenn sie entsprechend ihrer Auslegungskategorie verwendet werden .

3.4. Öffnungen im Bootskörper, im Deck und in den Aufbauten

Öffnungen im Bootskörper, im Deck (in den Decks ) und in den Aufbauten dürfen den Festigkeits­
verband oder — in geschlossenem Zustand — die Wetterdichtigkeit des Bootes nicht beeinträchti­
gen .

Fenster, Bullaugen , Türen und Lukenabdeckungen müssen dem Wasserdruck, dem sie ausgesetzt sein
können, sowie Punktbelastungen durch Personen, die sich an Deck bewegen, standhalten .

Zum Ein- und Austritt von Wasser dienende Außenbord-Durchbrüche , die unterhalb der Wasserlinie
entsprechend der vom Hersteller empfohlenen Höchstlast gemäß Nummer 3.6 liegen, sind mit leicht
zugänglichen Verschlüssen zu versehen.

3.5. Überflutung

Alle Boote sind so auszulegen, daß das Risiko des Sinkens so gering wie möglich gehalten wird .

Besondere Beachtung sollte folgendes finden :
— Cockpits und Plichten; diese sollten selbstlenzend oder mit anderen Vorrichtungen ausgerüstet

sein, die das Eindringen von Wasser in das Bootsinnere verhindern;
— Ventilationsöffnungen;
— Entfernung von Wasser durch Pumpen oder sonstige Vorrichtungen .

3.6. Vom Hersteller empfohlene Höchstlast

Die auf der Herstellerplakette angegebene , vom Hersteller empfohlene Höchstlast (Kraftstoff,
Wasser, Proviant , verschiedene Ausrüstungsgegenstände und Personen ) in Kilogramm, für die das
Boot konzipiert wurde, wird gemäß der Auslegungskategorie (Nummer 1 ), der Stabilität und dem
Freibord (Nummer 3.2 ) sowie dem Auftrieb und der Schwimmfähigkeit (Nummer 3.3 ) bestimmt.
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3.7. Stauplatz für Rettungsmittel

Alle Boote der Kategorien A und B sowie Boote der Kategorien C und D mit einer Länge von mehr
als 6 m müssen einen oder mehrere Stauplätze für ein oder mehrere Rettungsmittel aufweisen , die
groß genug sind, um die vom Hersteller empfohlene Zahl von Personen aufzunehmen, für die das
Boot ausgelegt ist . Die Stauplätze müssen jederzeit leicht zugänglich sein .

3.8 . Notausstieg

Alle bewohnbaren Mehrkörperboote mit einer Länge über 12 m müssen so gebaut sein, daß beim
Kielobenliegen ein Notausstieg möglich ist .

Alle bewohnbaren Mehrkörperboote müssen so gebaut sein, daß bei Brand ein Notausstieg möglich
ist.

3.9. Ankern, Vertäuen und Schleppen

Alle Boote müssen unter Berücksichtigung ihrer Auslegungskategorie und ihrer Merkmale mit einer
oder mehreren Halterungen oder anderen Vorrichtungen ausgerüstet sein, die das Ankern , Vertäuen
und Schleppen ermöglichen und der entsprechenden Belastung sicher standhalten .

4 . BEDIENUNGSEIGENSCHAFTEN

Der Hersteller hat dafür zu sorgen , daß die Bedienungseigenschaften des Bootes auch bei dem
stärksten Motor, für den es ausgelegt und gebaut ist , zufriedenstellend sind . Bei allen Wassersport­
motoren muß die Nennleistung in Übereinstimmung mit der harmonisierten Norm im Handbuch für
den Eigner angegeben werden .

5 . EINBAUVORSCHRIFTEN

5.1 . Motoren und Motorräume

5.1.1 . Innenbordmotoren

Alle Innenbordmotoren müssen sich in einem von den Wohnräumen getrennten geschlossenen Raum
befinden und so eingebaut sein, daß die Gefahr von Bränden bzw. einer Brandausbreitung sowie die
Gefährdung durch toxische Dämpfe, Hitze, Lärm oder Vibrationen in den Wohnräumen so gering
wie möglich gehalten wird .

Häufig zu überprüfende und/oder zu wartende Teile des Motors und Zusatzeinrichtungen müssen
leicht zugänglich sein .

Das Isoliermaterial im Inneren des Motorraums muß unbrennbar sein .

5.1.2 . Lüftung

Der Motorraum ist zu belüften . Durch die Lüftungsöffnungen darf kein Wasser in den Maschinen­
raum eindringen können .

5.1.3 . Freiliegende Teile

Freiliegende sich bewegende oder heiße Teile des Motors (der Motoren ), die Verletzungen verursa­
chen könnten, sind wirksam zu schützen, sofern der Motor (die Motoren ) nicht durch eine
Abdeckung oder ein Gehäuse abgeschirmt ist ( sind).

5.1.4 . Starten von Außenbordmotoren

Alle Boote mit Außenbordmotoren sind mit einer Vorrichtung auszurüsten, die das Starten des
Motors bei eingelegtem Gang verhindert, außer
a) wenn der Motor einen statischen Schub von weniger als 500 N erzeugt;
b ) wenn der Motor mit einer Drosselvorrichtung versehen ist, die beim Starten des Motors den

Schub auf 500 N begrenzt .

5.2. Kraftstoffsystem

5.2.1 . Allgemeines

Einfüll-, Lager- und Belüftungsvorrichtungen für den Kraftstoff sowie die Kraftstoffzufuhrvorrich­
tungen sind so auszulegen und einzubauen, daß die Brand- und Explosionsgefahr so gering wie
möglich gehalten wird.
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5.2.2 . Kraftstoffbehälter

Kraftstoffbehälter, -leitungen und -schlauche sind fest anzubringen und von allen größeren Hitze­
quellen getrennt einzubauen oder abzuschirmen. Werkstoff und Bauweise der Behälter müssen dem
Fassungsvermögen und der Kraftstoffart entsprechen . Sämtliche Kraftstoffräume müssen belüftet
werden.

Flüssiger Kraftstoff mit einem Flammpunkt unter 55 °C ist in Behältern aufzubewahren, die nicht
Teil des Rumpfes und
a ) vom Motorraum und von jeder anderen Entflammungsquelle isoliert sind;
b ) von den Wohnräumen isoliert sind.

Flüssiger Kraftstoff mit einem Flammpunkt von mindestens 55 °C kann in Behältern aufbewahrt
werden, die Teil des Rumpfes sind .

5.3 . Elektrisches System

Elektrische Systeme müssen so ausgelegt und eingebaut sein, daß unter normalen Einsatzbedingungen
ein einwandfreier Betrieb des Bootes gewährleistet ist und die Brandgefahr und das Risiko
elektrischer Schläge so gering wie möglich gehalten werden.

Es ist auf den Einbau von Überlastungs- und Kurzschlußsicherungen für alle Stromkreise zu achten;
ausgenommen hiervon sind die aus Batterien gespeisten Anlasserstromkreise für den Motor .

Um die Ansammlung von Gasen, die aus den Batterien austreten können, zu verhindern, ist für
Belüftung zu sorgen . Die Batterien müssen gut befestigt und vor eindringendem Wasser geschützt
sein .

5.4 . Steuerungssystem

5.4. 1 . Allgemeines

Steuerungssysteme sind so auszulegen, zu konstruieren und einzubauen , daß sie die Übertragung von
Steuerungskräften unter vorhersehbaren Betriebsbedingungen ermöglichen .

5.4.2 . Notvorrichtungen

Segelboote und Boote mit einem Innenbordmotor als einzigem Motor und Fernsteueranlage sind mit
Notvorrichtungen auszurüsten, die das Boot bei verringerter Geschwindigkeit steuern können .

5.5. Gassystem

Gassysteme für Haushaltszwecke müssen über ein Druckminderungssystem verfügen und so ausge­
legt und eingebaut sein, daß ein Gasaustritt und die Gefahr einer Explosion vermieden werden und
daß sie auf undichte Stellen hin untersucht werden können . Werkstoffe und Bauteile müssen für das
jeweils verwendete Gas geeignet und so beschaffen sein, daß sie den unterschiedlichen Belastungen in
einer maritimen Umgebung standhalten .

Jede Vorrichtung ist mit einem Flammenwächter, der auf alle Brenner wirkt, auszurüsten . Jede
gasbetriebene Vorrichtung muß über eine gesonderte Zuleitung versorgt werden, und jede Vorrich­
tung muß eine gesonderte Absperrvorrichtung aufweisen. Durch geeignete Belüftung muß eine
Gefährdung durch Gasaustritt und Verbrennungsprodukte vermieden werden .

Alle Boote mit einem fest eingebauten Gassystem müssen einen Raum zur Unterbringung aller
Gasflaschen aufweisen. Dieser Raum muß von den Wohnräumen isoliert sein; er darf nur von außen
zugänglich sein , und er muß außenbelüftet sein , damit austretendes Gas außenbords abziehen kann .
Fest eingebaute Gassysteme sind nach dem Einbau zu testen.

5.6. Brandbekämpfung

5.6.1 . Allgemeines

Bei der Art der eingebauten Ausrüstung und der Auslegung des Bootes sind die Brandgefahr und die
Ausbreitung von Bränden zu berücksichtigen . Besonders zu achten ist auf die Umgebung von
Geräten, die mit offener Flamme arbeiten, auf heiße Flächen oder Maschinen und Hilfsmaschinen,
ausgelaufenes Öl und ausgelaufenen Kraftstoff, nicht abgedeckte Öl- und Kraftstoffleitungen; ferner
ist darauf zu achten, daß sich über heißen Maschinenteilen keine Elektroleitungen befinden .

5.6.2 . Löschvorrichtungen

Die Boote sind mit der Brandgefahr entsprechenden Löschvorrichtungen auszurüsten. Die Motor­
räume von Benzinmotoren sind durch ein Feuerlöschsystem zu schützen, das eine Öffnung des
Gehäuses im Brandfall unnötig macht. Tragbare Feuerlöscher sind so anzubringen, daß sie leicht
zugänglich sind; einer der Feuerlöscher ist so anzuordnen , daß er vom Hauptsteuerstand des Bootes
aus leicht zu erreichen ist .
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5.7. Navigationslichter

Sind Navigationslichter angebracht, so müssen sie den Kollisionsverhütungsregeln — KVR — von
1972 und ihren Änderungen bzw. den CEVNI-Empfehlungen entsprechen .

5.8 . Schutz gegen Gewässerverschmutzung

Die Boote sind so zu bauen, daß ein unbeabsichtigter Abfluß von verunreinigenden Stoffen (Öl,
Kraftstoff usw.) verhindert wird.

Mit Toiletten ausgestattete Boote müssen verfügen

a ) entweder über Auffangbehälter

b ) oder über Einrichtungen , in denen in Bereichen oder bei Verwendungen , in denen bzw. bei denen
die Einleitung von Fäkalien beschränkt ist, die Auffangbehälter vorübergehend untergebracht
werden können.

Durch den Bootskörper geführte Toiletten-Abflußrohre müssen ferner mit wasserdicht verschließ­
baren Ventilen versehen sein .

ANHANG II

BAUTEILE

1 . Mit einem Zündschutz versehene Vorrichtungen für Innenbord- und Heckmotoren,

2 . Startschutzvorrichtungen für Außenbordmotoren ,

3 . Steuerrad , Lenkvorrichtung und Verkabelung,

4 . Kraftstoffbehälter und Kraftstoffleitungen ,

5 . vorgefertigte Luken und Seitenfenster .
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ANHANG III

ERKLÄRUNG DES HERSTELLERS ODER SEINES IN DER GEMEINSCHAFT ANSÄSSIGEN BEVOLL­
MÄCHTIGTEN ODER DER FÜR DAS INVERKEHRBRINGEN VERANTWORTLICHEN PERSON

(Artikel 4 Absätze 2 und 3 )

a ) Die Erklärung des Herstellers oder seines in der Gemeinschaft ansässigen Bevollmächtigten gemäß
Artikel 4 Absatz 2 ( unvollständige Boote ) muß folgende Angaben enthalten :
— Name und Anschrift des Herstellers;

— Name und Anschrift des in der Gemeinschaft ansässigen Bevollmächtigten des Herstellers oder
gegebenenfalls der für das Inverkehrbringen verantwortlichen Person;

— Beschreibung des unvollständigen Bootes;
— Erklärung, daß das Boot durch andere fertiggestellt werden soll und daß es in dieser Baustufe die

grundlegenden Anforderungen erfüllt.

b ) Die Erklärung des Herstellers, seines in der Gemeinschaft ansässigen Bevollmächtigten oder der für das
Inverkehrbringen verantwortlichen Person gemäß Artikel 4 Absatz 3 (Bauteile ) muß folgende Angaben
enthalten :

— Name und Anschrift des Herstellers;

— Name und Anschrift des in der Gemeinschaft ansässigen Bevollmächtigten des Herstellers oder
gegebenenfalls der für das Inverkehrbringen verantwortlichen Person;

— Beschreibung des Bauteils;
— Erklärung, daß das Bauteil die einschlägige grundlegende Anforderung erfüllt.

ANHANG IV

CE-KENNZEICHNUNG

Die CE-Konformitätskennzeichnung besteht aus den Buchstaben „CE" mit folgendem Schriftbild :

Bei Verkleinerung oder Vergrößerung der CE-Kennzeichnung müssen die sich aus dem oben abgebildeten
Raster ergebenden Proportionen eingehalten werden.

Die verschiedenen Bestandteile der CE-Kennzeichnung müssen etwa gleich hoch sein; die Mindesthöhe
beträgt 5 mm.

Der CE-Kennzeichnung müssen die Kennummer der benannten Stelle , wenn sie an der Fertigungskontrolle
beteiligt ist, und die beiden letzten Ziffern des Jahres folgen, in dem die Kennzeichnung angebracht
wurde.
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ANHANG V

INTERNE FERTIGUNGSKONTROLLE

(Modul A)

1 . Der Hersteller oder sein in der Gemeinschaft ansässiger Bevollmächtigter , der die Verpflichtungen gemäß
Nummer 2 erfüllt, stellt sicher und erklärt, daß die betreffenden Produkte die für sie geltenden
Anforderungen der Richtlinie erfüllen . Der Hersteller oder sein in der Gemeinschaft niedergelassener
Bevollmächtigter bringt an jedem Produkt die CE-Kennzeichnung an und stellt eine Konformitätserklä­
rung (Anhang XV) aus .

2 . Der Hersteller erstellt die unter Nummer 3 beschriebenen technischen Unterlagen; er oder sein in der
Gemeinschaft ansässiger Bevollmächtigter halten sie mindestens zehn Jahre lang nach Herstellung des
letzten Produkts zur Einsichtnahme durch die nationalen Behörden bereit.

Sind weder der Hersteller noch sein Bevollmächtigter in der Gemeinschaft ansässig, so fällt diese
Verpflichtung zur Bereithaltung der technischen Unterlagen der Person zu, die für das Inverkehrbringen
des Produkts auf dem Gemeinschaftsmarkt verantwortlich ist.

3 . Die technischen Unterlagen müssen eine Bewertung der Übereinstimmung des Produkts mit den
Anforderungen der Richtlinie ermöglichen . Sie müssen in dem für diese Bewertung erforderlichen Maß
Entwurf, Fertigung und Funktionsweise des Produkts abdecken ( siehe Anhang XIII ).

4 . Der Hersteller oder sein Bevollmächtigter bewahrt zusammen mit den technischen Unterlagen eine Kopie
der Konformitätserklärung auf.

5 . Der Hersteller trifft alle erforderlichen Maßnahmen, damit das Fertigungsverfahren die Übereinstim­
mung der Produkte mit den in Nummer 2 genannten technischen Unterlagen und mit den für sie
geltenden Anforderungen der Richtlinie gewährleistet.

ANHANG VI

INTERNE FERTIGUNGSKONTROLLE UND PRÜFUNGEN

(Modul Aa, Variante 1 )

Dieses Modul entspricht dem Modul A nach Anhang V, ergänzt durch folgende Zusatzbestimmungen :

An einem oder mehreren Booten, die repräsentativ für die Produktion eines Herstellers sind, muß der
Hersteller oder sein Vertreter eine bzw. mehrere der folgenden Prüfungen, eine gleichwertige Berechnung
oder Kontrolle vornehmen :

— Stabilitätsprüfung gemäß Nummer 3.2 der grundlegenden Sicherheitsanforderungen,

— Prüfung der Auftriebscharakteristik gemäß Nummer 3.3 der grundlegenden Sicherheitsanforderungen .

Diese Prüfungen, Berechnungen oder Kontrollen werden unter der Verantwortung einer vom Hersteller
gewählten benannten Stelle durchgeführt . Der Hersteller bringt unter der Verantwortung der benannten
Stelle deren Zeichen während des Fertigungsprozesses an.
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ANHANG VII

EG-BAUMUSTERPRUFUNG

(Modul B )

1 . Die benannte Stelle prüft und bestätigt, daß ein für die betreffende Produktion repräsentatives Muster
den einschlägigen Vorschriften der Richtlinie entspricht.

2 . Der Antrag auf EG-Baumusterprüfung ist vom Hersteller oder seinem in der Gemeinschaft ansässigen
Bevollmächtigten bei einer benannten Stelle seiner Wahl einzureichen .

Der Antrag muß folgendes enthalten:

— Namen und Anschrift des Herstellers und, wenn der Antrag vom Bevollmächtigten eingereicht
wird, auch dessen Namen und Anschrift;

— eine schriftliche Erklärung, daß derselbe Antrag bei keiner anderen benannten Stelle eingereicht
worden ist;

— die technischen Unterlagen laut Nummer 3 .

Der Antragsteller stellt der benannten Stelle ein für die betreffende Produktion repräsentatives Muster ,
im folgenden als „Baumuster" (*) bezeichnet, zur Verfügung . Die benannte Stelle kann weitere Muster
verlangen, wenn sie diese für die Durchführung des Prüfungsprogramms benötigt.

3 . Die technischen Unterlagen müssen eine Bewertung der Übereinstimmung des Produkts mit den
Anforderungen der Richtlinie ermöglichen . Sie müssen in dem für diese Bewertung erforderlichen Maß
Entwurf, Fertigungs- und Funktionsweise des Produkts abdecken (vgl . Anhang XIII ).

4 . Die benannte Stelle

4.1 . prüft die technischen Unterlagen , überprüft, ob das Baumuster in Übereinstimmung mit den techni­
schen Unterlagen hergestellt wurde, und stellt fest, welche Bauteile nach den einschlägigen Bestimmun­
gen der in Artikel 5 genannten Normen und welche nicht nach diesen Normen entworfen wurden;

4.2. führt die entsprechenden Untersuchungen und erforderlichen Prüfungen durch oder läßt sie durchfüh­
ren, um festzustellen, ob die vom Hersteller gewählten Lösungen die grundlegenden Anforderungen der
Richtlinie erfüllen , sofern die in Artikel 5 genannten Normen nicht angewandt wurden ;

4.3 . führt die entsprechenden Untersuchungen und erforderlichen Prüfungen durch oder läßt sie durchfüh­
ren, um festzustellen , ob die einschlägigen Normen richtig angewandt wurden, sofern der Hersteller
sich dafür entschieden hat, diese anzuwenden;

4.4. vereinbart mit dem Antragsteller den Ort, an dem die Untersuchungen und erforderlichen Prüfungen
durchgeführt werden sollen.

5 . Entspricht das Baumuster den Bestimmungen der Richtlinie, so stellt die benannte Stelle dem
Antragsteller eine EG-Baumusterprüfbescheinigung aus . Die Bescheinigung enthält Namen und
Anschrift des Herstellers, Ergebnisse der Prüfung, etwaige Bedingungen für die Gültigkeit der
Bescheinigung und die für die Identifizierung des zugelassenen Baumusters erforderlichen Angaben.

Eine Liste der wichtigen technischen Unterlagen wird der Bescheinigung beigefügt und in einer Kopie
von der benannten Stelle aufbewahrt.

Lehnt die benannte Stelle es ab, dem Hersteller eine EG-Baumusterprüfbescheinigung auszustellen, so
gibt sie dafür eine ausführliche Begründung .

6 . Der Antragsteller unterrichtet die benannte Stelle, der die technischen Unterlagen zur EG-Baumuster­
prüfbescheinigung vorliegen, über alle Änderungen an dem zugelassenen Produkt, die einer neuen
Zulassung bedürfen , soweit diese Änderungen die Übereinstimmung mit den grundlegenden Anforde­
rungen oder den vorgeschriebenen Bedingungen für die Benutzung des Produkts beeinträchtigen
können . Diese neue Zulassung wird in Form einer Ergänzung der ursprünglichen EG-Baumusterprüf­
bescheinigung erteilt .

7. Jede benannte Stelle macht den übrigen benannten Stellen einschlägige Angaben über die EG­
Baumusterprüfbescheinigung und die ausgestellten bzw. zurückgezogenen Ergänzungen .

(*) Ein Baumuster kann mehrere Produktvarianten umfassen, sofern die Unterschiede zwischen den Varianten die verlangte
Sicherheit und sonstige geforderte Leistungsmerkmale des Produkts nicht beeinträchtigen.
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8 . Die übrigen benannten Stellen können Kopien der EG-Baumusterprüfbescheinigungen und/oder der
Ergänzungen erhalten. Die Anhänge der Bescheinigungen werden für die übrigen benannten Stellen zur
Verfügung gestellt .

9 . Der Hersteller oder sein Bevollmächtigter bewahrt zusammen mit den technischen Unterlagen eine
Kopie der EG-Baumusterprüfbescheinigung und ihrer Ergänzungen mindestens zehn Jahre lang nach
Herstellung des letzten Produkts auf.

Sind weder der Hersteller noch sein Bevollmächtigter in der Gemeinschaft ansässig, so fällt diese
Verpflichtung zur Bereithaltung der technischen Unterlagen der Person zu, die für das Inverkehrbrin­
gen des Produkts auf dem Gemeinschaftsmarkt verantwortlich ist.

ANHANG VIII

KONFORMITÄT MIT DER BAUART

(Modul C)

1 . Der Hersteller oder sein in der Gemeinschaft ansässiger Bevollmächtigter stellt sicher und erklärt, daß
die betreffenden Produkte der in der EG-Baumusterprüfbescheinigung beschriebenen Bauart entsprechen
und die einschlägigen Anforderungen der Richtlinie erfüllen. Der Hersteller bringt an jedem Produkt die
CE-Kennzeichnung an und stellt eine schriftliche Konformitätserklärung aus (vgl . Anhang XV).

2 . Der Hersteller trifft alle erforderlichen Maßnahmen, damit der Fertigungsprozeß die Übereinstimmung
der hergestellten Produkte mit der in der EG-Baumusterprüfbescheinigung beschriebenen Bauart und mit
den einschlägigen Anforderungen der Richtlinie gewährleistet.

3 . Der Hersteller oder sein Bevollmächtigter bewahrt eine Kopie der Konformitätserklärung mindestens
zehn Jahre lang nach Herstellung des letzten Produkts auf.

Sind weder der Hersteller noch sein Bevollmächtigter in der Gemeinschaft ansässig, so fällt diese
Verpflichtung zur Bereithaltung der technischen Unterlagen der Person zu, die für das Inverkehrbringen
des Produkts auf dem Gemeinschaftsmarkt verantwortlich ist (vgl . Anhang XIII ).
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ANHANG IX

QUALITÄTSSICHERUNG PRODUKTION

(Modul D)

1 . Der Hersteller, der die Verpflichtungen nach Nummer 2 erfüllt, stellt sicher und erklärt, daß die
betreffenden Produkte der in der EG-Baumusterprüfbescheinigung beschriebenen Bauart entsprechen
und die für sie geltenden Anforderungen der Richtlinie erfüllen. Der Hersteller oder sein in der
Gemeinschaft ansässiger Bevollmächtigter bringt an jedem Produkt die CE-Kennzeichnung an und
stellt eine Konformitätserklärung aus (Anhang XV). Der CE-Kennzeichnung wird die Kennummer der
benannten Stelle hinzugefügt, die für die EG-Überwachung gemäß Nummer 4 zuständig ist.

2 . Der Hersteller unterhält ein zugelassenes Qualitätssicherungssystem für Herstellung, Endabnahme und
Prüfung gemäß Nummer 3 und unterliegt der Überwachung gemäß Nummer 4 .

3 . Qualitätssicherungssystem

3.1 . Der Hersteller beantragt bei einer benannten Stelle seiner Wahl die Bewertung seines Qualitätssiche­
rungssystems für die betreffenden Produkte .

Der Antrag enthält folgendes:

— alle einschlägigen Angaben über die vorgesehene Produktkategorie;

— die Unterlagen über das Qualitätssicherungssystem;

— gegebenenfalls die technischen Unterlagen über das zugelassene Baumuster (vgl . Anhang XIII ) und
eine Kopie der EG-Baumusterprüfbescheinigung.

3.2. Das Qualitätssicherungssystem muß die Übereinstimmung der Produkte mit der in der EG-Baumuster­
prüfbescheinigung beschriebenen Bauart und mit den für sie geltenden Anforderungen der Richtlinie
gewährleisten .

Alle vom Hersteller berücksichtigten Grundlagen, Anforderungen und Vorschriften sind systematisch
und ordnungsgemäß in Form schriftlicher Maßnahmen, Verfahren und Anweisungen zusammenzustel­
len . Diese Unterlagen über das Qualitätssicherungssystem sollen sicherstellen, daß die Qualitätssiche­
rungsprogramme, -pläne, -handbücher und -berichte einheitlich ausgelegt werden .

Sie müssen insbesondere eine angemessene Beschreibung folgender Punkte enthalten :

— Qualitätsziele sowie organisatorischer Aufbau, Zuständigkeiten und Befugnisse des Managements
in bezug auf die Produktqualität;

— Fertigungsverfahren, Qualitätskontroll- und Qualitätssicherungstechniken und andere systematische
Maßnahmen;

— Untersuchungen und Prüfungen, die vor, während und nach der Herstellung durchgeführt werden
(mit Angabe ihrer Häufigkeit);

— Qualitätssicherungsunterlagen wie Kontrollberichte, Prüf- und Eichdaten, Berichte über die Qualifi­
kation der in diesem Bereich beschäftigten Mitarbeiter usw.;

— Mittel, mit denen die Verwirklichung der angestrebten Produktqualität und die wirksame Arbeits­
weise des Qualitätssicherungssystems überwacht werden können.

3.3 . Die benannte Stelle bewertet das Qualitätssicherungssystem, um festzustellen, ob es die in Nummer 3.2
genannten Anforderungen erfüllt . Bei Qualitätssicherungssystemen, die die entsprechende harmoni­
sierte Norm anwenden, wird von der Erfüllung dieser Anforderungen ausgegangen .

Mindestens ein Mitglied des Bewertungsteams soll über Erfahrungen mit der Bewertung der betreffen­
den Produkttechnik verfügen . Das Bewertungsverfahren umfaßt auch eine Kontrollbesichtigung des
Herstellerwerks .

Die Entscheidung wird dem Hersteller mitgeteilt. Die Mitteilung enthält die Ergebnisse der Prüfung
und eine Begründung der Entscheidung.

3.4. Der Hersteller verpflichtet sich, die Verpflichtungen aus dem Qualitätssicherungssystem in seiner
zugelassenen Form zu erfüllen und dafür zu sorgen, daß es stets sachgemäß und effizient funktio­
niert.
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Der Hersteller oder sein Bevollmächtigter unterrichtet die benannte Stelle, die das Qualitätssicherungs­
system zugelassen hat, über alle geplanten Aktualisierungen des Qualitätssicherungssystems .

Die benannte Stelle prüft die geplanten Änderungen und entscheidet, ob das geänderte Qualitätssiche­
rungssystem noch den in Nummer 3.2 genannten Anforderungen entspricht oder ob eine erneute
Bewertung erforderlich ist.

Sie teilt ihre Entscheidung dem Hersteller mit . Die Mitteilung enthält die Ergebnisse der Prüfung und
eine Begründung der Entscheidung.

4. Überwachung unter der Verantwortlichkeit der benannten Stelle

4.1 . Die Überwachung soll gewährleisten, daß der Hersteller die Verpflichtungen aus dem zugelassenen
Qualitätssicherungssystem vorschriftsmäßig erfüllt.

4.2. Der Hersteller gewährt der benannten Stelle zu Inspektionszwecken Zugang zu den Herstellungs-,
Abnahme-, Prüf- und Lagereinrichtungen und stellt ihr alle erforderlichen Unterlagen zur Verfügung.
Hierzu gehören insbesondere:

— Unterlagen über das Qualitätssicherungssystem;

— Qualitätsberichte wie Prüfberichte, Prüfdaten, Eichdaten, Berichte über die Qualifikation der in
diesem Bereich beschäftigten Mitarbeiter usw.

4.3 . Die benannte Stelle führt regelmäßig Nachprüfungen durch, um sicherzustellen, daß der Hersteller das
Qualitätssicherungssystem aufrechterhält und anwendet, und übergibt ihm einen Bericht über die
Nachprüfungen .

4.4. Darüber hinaus kann die benannte Stelle dem Hersteller unangemeldete Besuche abstatten . Während
dieser Besuche kann sie erforderlichenfalls Prüfungen zur Kontrolle des ordnungsgemäßen Funktionie­
rens des Qualitätssicherungssystems durchführen oder durchführen lassen. Die benannte Stelle stellt
dem Hersteller einen Bericht über den Besuch und im Fall einer Prüfung einen Prüfbericht zur
Verfügung.

5 . Der Hersteller hält mindestens zehn Jahre lang nach Herstellung des letzten Produkts folgende
Unterlagen für die einzelstaatlichen Behörden zur Verfügung:

— die Unterlagen gemäß Nummer 3.1 zweiter Gedankenstrich;

— die Aktualisierungen gemäß Nummer 3.4 Absatz 2 ;

— die Entscheidungen und Berichte der benannten Stelle gemäß Nummer 3.4 letzter Absatz,
Nummer 4.3 und Nummer 4.4 .

6 . Jede benannte Stelle teilt den anderen benannten Stellen die einschlägigen Angaben über die
ausgestellten bzw. zurückgezogenen Zulassungen für Qualitätssicherungssysteme mit .



Nr. L 164/32 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 30. 6 . 94

ANHANG X

PRUFUNG DER PRODUKTE

(Modul F)

1 . Dieses Modul beschreibt das Verfahren, bei dem der Hersteller oder sein in der Gemeinschaft
ansässiger Bevollmächtigter gewährleistet und erklärt , daß die betreffenden Produkte, auf die die
Bestimmungen nach Nummer 3 angewendet wurden, der in der EG-Baumusterprüfbescheinigung
beschriebenen Bauart entsprechen und die einschlägigen Anforderungen der Richtlinie erfüllen .

2 . Der Hersteller trifft alle erforderlichen Maßnahmen, damit der Fertigungsprozeß die Übereinstimmung
der Produkte mit der in der EG-Baumusterprüfbescheinigung beschriebenen Bauart und mit den
einschlägigen Anforderungen der Richtlinie gewährleistet . Der Hersteller oder sein in der Gemeinschaft
ansässiger Bevollmächtigter bringt an jedem Produkt die CE-Kennzeichnung an und stellt eine
Konformitätserklärung aus (vgl . Anhang XV).

3 . Die benannte Stelle nimmt die entsprechenden Prüfungen und Versuche je nach Wahl des Herstellers
entweder durch Kontrolle und Erprobung jedes einzelnen Produkts gemäß Nummer 4 oder durch
Kontrolle und Erprobung der Produkte auf statistischer Grundlage nach Nummer 5 vor, um die
Übereinstimmung des Produkts mit den Anforderungen der Richtlinie zu prüfen.

3a . Der Hersteller oder sein in der Gemeinschaft ansässiger Bevollmächtigter bewahrt nach dem letzten
Fertigungsdatum des Produkts mindestens zehn Jahre lang eine Kopie der Konformitätserklärung
auf.

4. Kontrolle und Erprobung jedes einzelnen Produkts

4.1 . Alle Produkte werden einzeln geprüft und dabei entsprechenden Prüfungen, wie sie in den in Artikel 5
genannten Normen vorgesehen sind, oder gleichwertigen Prüfungen unterzogen , um ihre Übereinstim­
mung mit der in der EG-Baumusterprüfbescheinigung beschriebenen Bauart und mit den einschlägigen
Anforderungen der Richtlinie zu überprüfen .

4.2 . Die benannte Stelle bringt an jedem zugelassenen Produkt ihre Kennummer an bzw. läßt diese
anbringen und stellt eine schriftliche Konformitätsbescheinigung über die vorgenommenen Prüfungen
aus .

4.3 . Der Hersteller oder sein Bevollmächtigter muß auf Verlangen die Konformitätsbescheinigungen der
benannten Stelle vorlegen können.

5 . Statistische Kontrolle

5.1 . Der Hersteller legt seine Produkte in einheitlichen Losen vor und trifft alle erforderlichen Maßnahmen,
damit der Herstellungsprozeß die Einheitlichkeit aller produzierten Lose gewährleistet.

5.2 . Alle Produkte sind in einheitlichen Losen für die Prüfung bereitzuhalten. Jedem Los wird ein beliebiges
Probestück entnommen. Die Probestücke werden einzeln geprüft und dabei entsprechenden Prüfungen,
wie sie in den in Artikel 5 genannten Normen vorgesehen sind, oder gleichwertigen Prüfungen
unterzogen, um ihre Übereinstimmung mit den einschlägigen Anforderungen der Richtlinie zu
überprüfen und zu entscheiden, ob das Los akzeptiert oder abgelehnt werden soll .

5.3 . Bei dem statistischen Verfahren sind folgende Punkte zu berücksichtigen :

— anzuwendende statistische Methode,

— Stichprobenplan mit den funktionsspezifischen Besonderheiten.

5.4. Wird ein Los akzeptiert, so bringt die benannte Stelle ihre Kennummer an jedem Produkt an oder läßt
sie anbringen und stellt eine schriftliche Konformitätsbescheinigung über die vorgenommenen Prüfun­
gen aus. Alle Produkte aus dem Los mit Ausnahme derjenigen, bei denen keine Übereinstimmung
festgestellt wurde, können in den Verkehr gebracht werden.
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Wird ein Los abgelehnt, so trifft die benannte Stelle geeignete Maßnahmen, um zu verhindern, daß das
Los in den Verkehr gebracht wird. Bei gehäufter Ablehnung von Losen kann die statistische Kontrolle
ausgesetzt werden .

Der Hersteller kann unter der Verantwortung der benannten Stelle das Zeichen dieser Stelle während
des Herstellungsprozesses anbringen .

5.5 . Der Hersteller oder sein Bevollmächtigter muß auf Verlangen die Konformitätsbescheinigungen der
benannten Stelle vorlegen können.

ANHANG XI

EINZELPRÜFUNG

(Modul G)

1 . Dieses Modul beschreibt das Verfahren, bei dem der Hersteller sicherstellt und erklärt, daß das
betreffende Produkt, für das die Bescheinigung nach Nummer 2 ausgestellt wurde, die einschlägigen
Anforderungen der Richtlinie erfüllt. Der Hersteller oder sein in der Gemeinschaft ansässiger Bevoll­
mächtigter bringt die CE-Kennzeichnung an dem Produkt an und stellt eine Konformitätserklärung aus
(vgl . Anhang XV).

2 . Die benannte Stelle untersucht das Produkt und unterzieht es dabei entsprechenden Prüfungen gemäß
den in Artikel 5 genannten Normen oder gleichwertigen Prüfungen, um seine Übereinstimmung mit den
einschlägigen Anforderungen der Richtlinie zu überprüfen .

Die benannte Stelle bringt ihre Kennummer an dem zugelassenen Produkt an oder läßt diese anbringen
und stellt eine Konformitätsbescheinigung über die durchgeführten Prüfungen aus .

3 . Zweck der technischen Unterlagen ist es , die Bewertung der Übereinstimmung mit den Anforderungen
der Richtlinie sowie das Verständnis der Konzeption, der Herstellung und der Funktionsweise des
Produkts zu ermöglichen (vgl . Anhang XIII ).
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ANHANG XII

UMFASSENDE QUALITÄTSSICHERUNG

(Modul H)

1 . Dieses Modul beschreibt das Verfahren, bei dem der Hersteller, der die Verpflichtungen nach
Nummer 2 erfüllt, sicherstellt und erklärt, daß die betreffenden Produkte die einschlägigen Anforde­
rungen der Richtlinie erfüllen. Der Hersteller oder sein in der Gemeinschaft ansässiger Bevollmächtig­
ter bringt an jedem Produkt die CE-Kennzeichnung an und stellt eine schriftliche Konformitätserklä­
rung aus (vgl . Anhang XV). Der CE-Kennzeichnung wird die Kennummer der für die Überwachung
gemäß Nummer 4 zuständigen benannten Stelle hinzugefügt .

2. Der Hersteller unterhält ein zugelassenes Qualitätssicherungssystem für Entwurf, Herstellung, End­
abnahme und Prüfung gemäß Nummer 3 und unterliegt der Überwachung nach Nummer 4 .

3 . Qualitätssicherungssystem

3.1 . Der Hersteller beantragt bei einer benannten Stelle die Bewertung seines Qualitätssicherungssystems.

Der Antrag enthält folgendes:

— alle einschlägigen Angaben über die vorgesehene Produktkategorie;

— die Unterlagen über das Qualitätssicherungssystem.

3.2 . Das Qualitätssicherungssystem muß die Übereinstimmung der Produkte mit den für sie geltenden
Anforderungen der Richtlinie gewährleisten.

Alle vom Hersteller berücksichtigten Grundlagen, Anforderungen und Vorschriften sind systematisch
und ordnungsgemäß in Form schriftlicher Maßnahmen, Verfahren und Anweisungen zusammenzustel­
len. Diese Unterlagen über das Qualitätssicherungssystem sollen sicherstellen, daß die Qualitätssiche­
rungsgrundsätze und -verfahren, wie z. B. Qualitätssicherungsprogramme, -pläne, -handbücher und
-berichte, einheitlich ausgelegt werden.

Sie müssen insbesondere eine angemessene Beschreibung folgender Punkte enthalten :
— Qualitätsziele sowie organisatorischer Aufbau, Zuständigkeiten und Befugnisse des Managements

in bezug auf Entwurf und Produktqualität;

— technische Konstruktionsspezifikationen, einschließlich der angewandten Normen , sowie — wenn
die in Artikel 5 genannten Normen nicht vollständig angewendet wurden — die Mittel, mit denen
gewährleistet werden soll , daß die einschlägigen grundlegenden Anforderungen der Richtlinie erfüllt
werden;

— Techniken zur Kontrolle und Prüfung des Entwicklungsergebnisses, Verfahren und systematische
Maßnahmen, die bei der Entwicklung der zur betreffenden Produktkategorie gehörenden Produkte
angewandt werden;

— entsprechende Fertigungs-, Qualitätskontrolle- und Qualitätssicherungstechniken, angewandte Ver­
fahren und systematische Maßnahmen;

— vor, während und nach der Herstellung durchgeführte Untersuchungen und Prüfungen unter
Angabe ihrer Häufigkeit;

— Qualitätssicherungsunterlagen wie Kontrollberichte, Prüf- und Eichdaten, Berichte über die Qualifi­
kation der in diesem Bereich beschäftigten Mitarbeiter usw.;

— Mittel, mit denen die Erreichung der geforderten Entwurfs- und Produktqualität sowie die
wirksame Arbeitsweise des Qualitätssicherungssystems überwacht werden .

3.3 . Die benannte Stelle bewertet das Qualitätssicherungssystem, um festzustellen, ob es die in Nummer 3.2
genannten Anforderungen erfüllt. Bei Qualitätssicherungssystemen, die die entsprechende harmoni­
sierte Norm anwenden (EN 29001 ), wird von der Erfüllung dieser Anforderungen ausgegangen .

Mindestens ein Mitglied des Bewertungsteams soll über Erfahrung in der Bewertung der betreffenden
Produkttechnik verfügen . Das Bewertungsverfahren umfaßt auch eine Besichtigung des Hersteller­
werkes.

Die Entscheidung wird dem Hersteller mitgeteilt. Die Mitteilung enthält die Ergebnisse der Prüfung
und eine Begründung der Entscheidung.
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3.4 . Der Hersteller verpflichtet sich, die Verpflichtungen aus dem Qualitätssicherungssystem in seiner
zugelassenen Form zu erfüllen und dafür zu sorgen, daß es stets sachgemäß und effizient funktio­
niert .

Der Hersteller oder sein bevollmächtigter Vertreter unterrichtet die benannte Stelle , die das Qualitäts­
sicherungssystem zugelassen hat, laufend über alle geplanten Aktualisierungen des Qualitätssicherungs­
systems.

Die benannte Stelle prüft die geplanten Änderungen und entscheidet, ob das geänderte Qualitätssiche­
rungssystem noch den in Nummer 3.2 genannten Anforderungen entspricht oder ob eine erneute
Bewertung erforderlich ist.

Sie teilt ihre Entscheidung dem Hersteller mit. Die Mitteilung enthält die Ergebnisse der Prüfung und
eine Begründung der Entscheidung .

4 . EG-Überwachung unter der Verantwortung der benannten Stelle

4.1 . Die EG-Überwachung soll gewährleisten, daß der Hersteller die Verpflichtungen aus dem zugelassenen
Qualitätssicherungssystem vorschriftsmäßig erfüllt .

4.2 . Der Hersteller gewährt der benannten Stelle zu Inspektionszwecken Zugang zu den Entwicklungs-,
Herstellungs-, Abnahme-, Prüf- und Lagereinrichtungen und stellt ihr alle erforderlichen Unterlagen
zur Verfügung. Hierzu gehören insbesondere:

— Unterlagen über das Qualitätssicherungssystem;

— die vom Qualitätssicherungssystem für den Entwicklungsbereich vorgesehenen Qualitätsberichte
wie Ergebnisse von Analysen, Berechnungen, Prüfungen usw.;

— die im Qualitätssicherungssystem für den Fertigungsbereich vorgesehenen Qualitätssicherungsunter­
lagen wie Prüfberichte, Prüf- und Eichdaten, Berichte über die Qualifikation der in diesem Bereich
beschäftigten Mitarbeiter usw.

4.3 . Die benannte > Stelle führt regelmäßig Audits durch, um sicherzustellen, daß der Hersteller das
Qualitätssicherungssystem aufrechterhält und anwendet, und übergibt ihm einen Bericht über das
Qualitätsaudit.

4.4. Darüber hinaus kann die benannte Stelle beim Hersteller unangemeldete Besichtigungen durchführen.
Hierbei kann sie Prüfungen durchführen oder durchführen lassen, um erforderlichenfalls das einwand­
freie Funktionieren des Qualitätssicherungssystems zu überprüfen . Die benannte Stelle stellt dem
Hersteller einen Bericht über die Besichtigung und gegebenenfalls über die Prüfungen aus .

5 . Der Hersteller hält für die nationalen Behörden mindestens zehn Jahre lang nach der Fertigung des
letzten Produkts folgende Unterlagen zur Verfügung:

— die Dokumentation gemäß Nummer 3.1 Absatz 2 zweiter Gedankenstrich;

— die Aktualisierungen gemäß Nummer 3.4 Absatz 2;

— die Entscheidungen und Berichte der benannten Stelle gemäß Nummer 3.4 letzter Absatz sowie den
Nummern 4.3 und 4.4 .

6 . Jede benannte Stelle teilt den anderen benannten Stellen die einschlägigen Angaben über die
ausgestellten bzw. zurückgezogenen Zulassungen für Qualitätssicherungssysteme mit.
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ANHANG XIII

VOM HERSTELLER BEREITGESTELLTE TECHNISCHE UNTERLAGEN

Die technischen Unterlagen im Sinne der Anhänge V, VII, VIII , IX und XI müssen alle einschlägigen Daten
enthalten oder im einzelnen angeben, auf welche Weise der Hersteller gewährleistet, daß ein Boot oder seine
Bauteile den einschlägigen grundlegenden Anforderungen entspricht .

Die technischen Unterlagen sollen Konzeption, Herstellung und Funktionsweise des Produkts verständlich
machen und eine Bewertung der Übereinstimmung mit den Bestimmungen der Richtlinie ermöglichen.

Soweit dies für die Bewertung relevant ist, müssen die Unterlagen folgendes enthalten:

— eine allgemeine Beschreibung des Produkttyps;

— Entwürfe, Fertigungszeichnungen und -pläne von Bauteilen, Baugruppen, Schaltkreisen usw.;

— Beschreibungen und Erläuterungen, die zum Verständnis der genannten Zeichnungen und Pläne sowie
der Funktionsweise des Produkts erforderlich sind;

— eine Liste der in Artikel 5 genannten, ganz oder teilweise angewandten Normen sowie eine Beschreibung
der zur Erfüllung der grundlegenden Anforderungen gewählten Lösungen, soweit die in Artikel 5
genannten Normen nicht angewandt worden sind;

— die Ergebnisse der Konstruktionsberechnungen, Prüfungen usw.;

— Prüfberichte oder gleichwertige Berechnungen, namentlich über Stabilität gemäß Nummer 3.2 und über
Auftriebscharakteristik gemäß Nummer 3.3 der grundlegenden Anforderungen in Anhang I.
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ANHANG XIV

MINDESTKRITERIEN FÜR DIE MELDUNG DER GENANNTEN STELLEN DURCH DIE
MITGLIEDSTAATEN

1 . Die Stelle, ihr Leiter und das mit der Durchführung beauftragte Personal dürfen weder mit dem Urheber
des Entwurfs, dem Hersteller, dem Lieferanten oder dem Monteur der zu prüfenden Sportboote oder
Bauteile identisch noch Beauftragte einer dieser Personen sein. Sie dürfen weder unmittelbar noch als
Beauftragte an der Entwicklung, am Bau, am Vertrieb oder an der Instandhaltung dieser Produkte
beteiligt sein . Die Möglichkeit eines Austauschs technischer Informationen zwischen dem Hersteller und
der Stelle wird dadurch nicht ausgeschlossen.

2 . Die Stelle und das mit der Prüfung beauftragte Personal müssen die Prüfungen mit größter Zuverlässig­
keit und Fachkunde durchführen und frei von jeder Einflußnahme, vor allem finanzieller Art, auf ihre
Beurteilung oder die Ergebnisse ihrer Prüfung sein, insbesondere durch Personen oder Personengruppen,
die an den Prüfungsergebnissen ein Interesse haben.

3 . Die Stelle muß über genügend Personal und Einrichtungen verfüge», um die administrativen und
technischen Aufgaben im Zusammenhang mit der Prüfung ordnungsgemäß durchführen zu können; sie
muß außerdem Zugang zu den für besondere Prüfungen erforderlichen Geräten haben .

4. Die Prüfer müssen verfügen über:

— eine gute fachliche und berufliche Ausbildung, •»

— eine ausreichende Kenntnis der Vorschriften für die durchzuführenden Prüfungen und eine ausrei­
chende Erfahrung mit solchen Prüfungen,

— die Eignung zur Abfassung von Bescheinigungen, Protokollen und Berichten über die durchgeführten
Prüfungen.

5 . Die Unparteilichkeit der Prüfer ist zu gewährleisten. Ihr Entgelt darf sich weder nach der Zahl noch nach
den Ergebnissen der Prüfungen richten.

6 . Die Stelle muß eine Haftpflichtversicherung abschließen, es sei denn, diese Haftpflicht wird aufgrund der
Rechtsvorschriften vom Staat übernommen oder die Prüfungen werden unmittelbar von dem Mitglied­
staat durchgeführt.

7. Tatsachen, welche die Prüfer der Stelle bei der Durchführung ihrer Aufgaben im Rahmen der Richtlinie
oder innerstaatlichen Durchführungsvorschriften erfahren, fallen (außer gegenüber den zuständigen
Behörden des Staates, in dem sie ihre Tätigkeit ausüben) unter das Berufsgeheimnis .
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ANHANG XV

SCHRIFTLICHE KONFORMTTÄTSERKLÄRUNG

1 . Die schriftliche Erklärung über die Konformität mit der Richtlinie ist beizufügen:

— dem Sportboot; sie muß sich in dem Handbuch für den Eigner befinden ;

— den in Anhang II gdtaannten Bauteilen.

2 . Die schriftliche Konformitätserklärung muß folgende Angaben enthalten ('):

— Namen und Anschrift des Herstellers oder seines in der Gemeinschaft ansässigen Bevollmächtig­
ten (2 );

— Beschreibung des Sportbootes ( 3 ) bzw. des Bauteils ( J );

— Bezugnahme auf die verwendeten einschlägigen harmonisierten Normen oder Bezugnahme auf
Spezifizierungen, für die die Konformität erklärt wird;

— gegebenenfalls Bezugnahme auf die von einer benannten Stelle ausgestellte CE-Baumusterprüfbeschei­
nigung;

— gegebenenfalls Namen und Anschrift der benannten Stelle;

— Identifikation des Unterzeichners, der zur rechtsverbindlichen Unterzeichnung für den Hersteller oder
seinen in der Gemeinschaft ansässigen Bevollmächtigten befugt ist.

(') Sie muß in den in Anhang I Nummer 2.5 genannten Sprachen abgefaßt sein .
( 2 ) Firma und vollständige Anschrift; handelt es sich um einen Bevollmächtigten , so muß auch die Firma und Anschrift des

Herstellers angegeben werden .
( 3 ) Beschreibung des betreffenden Erzeugnisses : Marke , Typ, Seriennummer (gegebenenfalls ).
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